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^§ 68.Beilage zur „Karlsruher Zeitung"
. Karlsruhe , 24 . Februar 1S04 .

Badischer Landtag.
»S. öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer

am Montag , den 22 . Februar 1904 .
Am Regierungstisch : Minister des Innern , Geh.

Rat vr . Schenkel , Ministerialdirektor Geh. Rat Heil,
die Geh . Oberregierungsräte Or . Glöckner , Stranb und
Weingärtner, die Min steriaträte Nebe , Seubert und
vr . Nieser.

Präsident vr . Gönner eröffnet die Sitzung um halb 5
Uhr nachmittags .

Sekretär Köhler verliest den neuen Einlauf :
Neue Petition des vr . iur . Theodor Elsässer in Buffalo ,

früher Rechtsanwalt in Baden , um Rechtsschutz.
Die Petition wird der Petitionskommission überwiesen.
Präsident vr . Gönner : Meine Herren ! Was wir seit

mehreren Wochen mit banger Sorge befürchten mutzten,
ist leider eingetreten . Vorgestern nachmittag ist Seine
Exzellenz Herr Finanzminister vr . Buchenberger
nach langem , schwerem , mit bewunderungswürdiger
Standhaftigkeit ertragenem Leiden als Opfer einer heim¬
tückischen Krankheit dem Leben entrissen worden .

Schon die erste Nachricht von beängstigenden Anzeichen
einer bedenklichen Erkrankung des nun verewigten edeln
Mannes hat seinerzeit in weitesten Kreisen der Bevöl¬
kerung unseres Heimatlandes eine peinliche Ueberraschung
hervorgerufen , und seitdem hat man allenthalben mit
teilnahmsvoller Spannung zwischen Furcht und Hoffnung
die Mitteilungen über den Verlauf der bösartigen Krank¬
heit verfolgt .

Nun sind wir tief ergriffen durch die betrübende Trauer¬
kunde , daß alle Rettungsversuche der ärztlichen Kunst er¬
folglos geblieben sind und wir den Heimgang des von
uns allen hochgeschätzten Ministers zu beklagen haben.

Ich glaube im Sinne aller Kollegen zu handeln , indem
ich der Ueberzeugung Ausdruck gebe , datz durch das Hin¬
scheiden des Herrn Finanzministers , dessen hervorragende
Bedeutung als Staatsmann und Vertreter der Wissenschaft
im ganzen Deutschen Reiche rühmlich bekannt und ge¬
bührend gewürdigt war , das badische Land und Volk, in
dessen Regierung derselbe eine durch ausnehmend reiches
Wissen und erfolgreiches berufliches Wirken ausgezeich¬
nete Stellung eingenommen hatte , einen autzerordentlich
schweren Verlust erlitten hat .

Auch in diesem Hause wird das Ausscheiden des Ent¬
schlafenen um so schmerzlicher empfunden werden , als dem¬
selben hier von allen Seiten Sympathie und Vertrauen
entgegengebracht wurde und ihm nicht bloß sein Auf¬
treten am Ministertische, sondern auch die ihm eigen ge¬
wesene reiche Ausstattung an rein menschlichen Eigen¬
schaften der liebenswürdigsten Art die allgemeinste Zu¬
neigung und Wertschätzung gesichert hatte .

Wir werden dem Verstorbenen ein ehrenvolles An¬
denken für alle Zeit in Treue bewahren , und ich bitte
Sie , zur Kundgebung ihrer Zustimmung , sich von Ihren
Sitzen zu erheben. (Geschieht .)

Das Haus ermächtigt das Präsidium , der Frau Ge-
mahlin und den Angehörigen des Verstorbenen das herz¬
lichste Beileid des Hauses auszusprechen, und beschließt ,
sich an der morgen vormittag stattfindenden Beerdigung
in corpore zu beteiligen und dabei durch den Präsidenten
einen Kranz am Grabe niederlegen zu lassen .

Das Haus tritt hierauf in die Tagesordnung : Fort¬
setzung der allgemeinen Beratung des Berichts der Bud¬
getkommission über das Budget des Ministeriums des
Innern für 1904 und 1905 . Ausgaben Titel I —VII ,
IX—XI , XX und XXI und Einnahmen Titel I und II ,
(— Drucksache Nr . 14 — ) ein .

Abg . Obkircher : Das unbefriedigte Gefühl , welches ich
bei Schluß des letzten Landtages mit nach Hause genom¬
men habe , hat sich auch heute , nachdem wir wieder fast
drei Monate hier versammelt sind , noch nicht völlig ge¬
hoben . Die politische Lage hat sich auch heute noch nicht
völlig geklärt. Das mag freilich zum Teil daher kommen,
datz wir durch verhängnisvolle beklagenswerte Umstände
verhindert waren , bis jetzt eine allgemeine Finanzdebatte
zu halten . Zum Teil liegt es aber doch auch in der Art ,
wie die bisherige allgemeine Beratung über das Budget
des Ministeriums des Innern geführt worden ist. Das
Ministerium des Innern ist ja so eigentlich das politische ,
das Wahlministerium . Aber bei der ganzen bisherigen
Verhandlung standen im Vordergrund der Erörterung
immer polizeiliche , wirtschaftliche und soziale Gesichts¬
punkte. Entschieden zur Politik des Ministeriums des
Innern Stellung genommen hat eigentlich nur die sozial¬
demokratische Fraktion , indem sie durch den Kollegen Eich¬
horn aussprach: das Ministerium des Innern ist ein
Klassenministerium, es genießt nicht unser Vertrauen ,
das Vertrauen auf völlige Gerechtigkeit in politischer und
wirtschaftlicher Beziehung. Der Grundgedanke in den
bisherigen Ausführungen des Herrn Ministers war , datz
das Ministerium die Bahnen des gemäßigten Fortschritts
weiter wandeln und unparteiisch seines Amtes walten
werde. Wir auf dieser Seite sind damit einverstanden .
Im übrigen verhalten wir uns lediglich abwartend . Die
Demokratie und das Zentrum hat bisher ernstliche Klagen
nicht Vorbringen können . Was sie zusammen vorgebracht
haben, gipfelt in dem Verlangen , daß in Hinkunst die Be¬
amten der inneren Verwaltung nicht ausschließlich einer
Partei entnommen, sondern daß auch die anderen Var -
teien berücksichtigt werden möchten . Ich will nicht unter -
suchen, ob die Grundlage zu diesem Verlangen berechtigt
ist ; ich möchte vielmehr glauben, daß nicht alle unsere
Amtsvorstände nationalliberal sind . Das Zentrum be¬
findet sich in der Stellung der sehnsüchtigen Jungfrau ,
die den Geliebten erwartet , der sie heimführen soll . (Hei-
terkeit. ) Aber der Geliebte hat sich noch nicht entschieden .
Er findet es klüger, auch nach der anderen Seite Hoffnun¬
gen nicht zu vernichten . (Heiterkeit. ) Auch unter den
Parteien selbst ist bis jetzt keine vollständige politische Aus¬
sprache erfolgt . Nur zu Fragen der Reichspolitik — dem
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Zolltarif — haben die Parteien bis jetzt ihren Standpunkt
dargelegt . Dagegen wurden die Fragen der badischen
Politik nicht genügend berücksichtigt . Nur der Mg .
Denedey hat oft gehörte Vorwürfe gegen unsere Partei
ausgesprochen, die ckein Freund Wilckens bereits zurück¬
gewiesen hat . Der Abg . Goldschmit hat der Sozialdemo¬
kratie einige Wahrheiten gesagt, (Zurufe bei den Sozial¬
demokraten: Unwahrheiten !) — Das ist Ansichtssache. —
(Glocke des Präsidenten .)

Präsident vr . Gönner bittet dringend , die Redner nicht
jeden Augenblick zu unterbrechen.

Abg. Obkircher (fortfahrend ) : Wahrheiten , die ja der
Kollege Eichhorn noch behandeln wird . Zwischen den
Nationalliberalen und dem Zentrum dagegen hat eine
Aussprache über die politischen Differenzpunkte noch nicht
stattgefunden . Auf das , was mein Freund Binz in dieser
Beziehung gesagt hat , ist man von der anderen Seite
bisher noch nicht herausgerückt . Solche Differenzpunkte
bestehen aber und sie sollten bei der Debatte nicht unbe¬
rücksichtigt bleiben. Es sind dieselben Punkte , die für das
Zentrum den Gegenstand des Sehnens und Höffens bil¬
den und die uns zu einer abwartenden Haltung veran¬
lassen: die kirchenpolitischen Fragen im weitesten Sinne .Sie machen so recht die politische Lage unseres Landes
aus . Das Zentrum allerdings liebt es nicht , wenn mandavon spricht . Es möchte lieber in aller Stille die Früchte
jahrelangen Bemühens sich in den Schoß fallen lassen .Deshalb hat der Abg . Fehrenbach zunächst überhaupt nichtund später nur andeutungsweise von diesen Fragen ge¬sprochen . Der Abg. Birkenmayer hat letzten Samstaggemeint, die Kirchenfragen gehörten gar nicht in diese De¬batte herein . Fängt man draußen davon an, so kommtdie Zentrumspresse und sagt : hier habt Ihr den Friedens¬störer, den Kulturkämpfer , den Kulturpauker , wie man
geschmackvoll sich ausdrückt. Die einzelnen großen kirchen¬politischen Fragen kommen nun freilich bei anderer Ge¬legenheit — bei Beratung des Kultus und Unterrichts¬budgets und bei Besprechung der Ordensinterpellation desZentrums — zur Erörterung . Doch soll auch bei dieserGelegenheit der Gegensatz zwischen der nationalliberalenund der Zentrumspartei scharf betont werden : wir be¬fürchten vom Zentrum eine Umkehr in der bisherigenfortschrittlichen Entwicklung und ein Hinüberlenken inBahnen , die überall da , wo das Zentrum das Uebergewichthat , zu unglücklichen , beklagenswerten Ergebnissen ge¬führt haben. Der Abg . Fehrenbach hat die Zahlen der

Reichstagswahlen angeführt und darauf hingewiesen,daß die Sozialdemokraten 21,9 Prozent , die National -liberalen 31,4 Prozent und das Zentrum 40,7 Prozentaller Stimmen erhalten hätten . Das Zentrum bietet sichdamit der Regierung an ; es will imponieren . Die sehn¬süchtige Jungfrau will dem Geliebten eine sichere Zukunftin Aussicht stellen , sie preist ihm ihre Wohlhabenheit, ihrezahlreiche und mächtigeVerwandtschaft. Ein Bedenken kann
sie indes nicht unterdrücken : „Nur sag , wie hältst du's mitder Religion , du bist ein herzlich guter Mann , allein ichglaub '

, du hältst nicht viel davon "
. (Heiterkeit.) Das istim scherzhaften Bild die Signatur unserer politischen Lagein Baden . Es ist damit auch schon gekennzeichnet worden,daß das Zentr . die Religion als identisch hinstellt mit Din¬gen , die niit der Religion nichts zu tun haben . Uebrigensbat der Abg. Fehrenbach nur die Zahlen der Reichstags¬wahlen vorgetragen , obschon es näher gelegen hätte , auf dieZahlen der Landtagswahlen hinzuweisen. Sie sind frei¬lich nicht günstig für das Zentrum , denn im Landtaghaben die Nationalliberalen immer noch die stärkste Ver¬tretung , und es ist unrichtig , die kleineren linksstehendenParteien einfach zum Zentrum zu rechnen . Das magbei einzelnen Fragen , z . B . bei der Ordensfrage , vielleichtrichtig sein . Das Bild wird aber ein anderes werden.

so bald wir an die Schulfragen kommen . Vielleicht auchbei der Verfassungsreform . Von Interesse mag sein , nochdarauf hinzuweisen, daß im ersten badischen Reichstags-
Wahlkreis 91 Prozent der Bevölkerung katholisch sind,daß das Zentrum aber nur 81 Prozent aller Stimmen
erhalten hat . Im zweiten Reichstagswahlkreis sind 83
Prozent der Bevölkerung Katholiken, dem Zentrum smdaber nur 45 Prozent aller Stimmen zugefallen. Im 14.
badischen Wahlkreis allerdings sind 73 Prozent Katho¬liken, auf das Zentrum haben sich dort 72,9 Prozent allerStimmen vereinigt . Und wenn man mit der Macht derZahlen imponieren will , dann darf man doch vielleichtauch fragen : wie hat das Zentrum diese hohen Zahlenerrungen ?

Man sagt ja , daß bei der Zahl der Stimmen , die die
Sozialdemokraten erhalten haben , sich viele nicht dazu ge¬hörige Wähler befinden , die lediglich eine " momentane
Unzufriedenheit ausdrücken wollten . Bei den Zahlen des
Zentrums ist es auch nicht viel anders . Auch da gibt esviele Wähler , die nicht innerlich init den Zielen des Zen¬trums einverstanden sind , teils weil sie die Ziele nichtkennen , indem sie darüber getäuscht werden , teils weil siesich bei ihrer Abstimmung unter einem hohen Gewissens¬druck befunden haben . Auf dem Katholikentag in Mann¬heim vor zwei Jahren ist viel Interessantes geschehen.Auf das Einzelne will ich hier nicht eingehen. Aber einWort muß doch erwähnt werden . Der höchste kirchlicheWürdenträger des badischen Landes hat dort gesagt : Ver¬güte Katholik hat nicht nur in die Kirche zu gehen , son¬dern auch seinen politischen Anschauungen mit demStimmzettel in der Hand Ausdruck zu geben . Dies istdie Herstellung eines Gewissensdrucks und eine Verschie¬bung zwischen Religion und Politik , wie sie aus solchemMunde bis jetzt nicht geschehen ist und auch nicht geschehendürfte .
Auch das Urteil im Fall Schwarz und was dem folgte,blieb nicht ohne Einfluß auf die Wahlen . Die Geschichtedes Prozesses will ich hier nicht erzählen , aber es mutzhervorgehoben werden , was den: folgte . Eine strafbare ,tadelnswerte , verletzende Kritik ist von einem Manne ge-übt worden , der keiner politischen Partei zugehört , we¬nigstens nicht der nationalliberalen . Er wurde von denGeschworenen freigesprochen. Durch ein Urteil , dessenGründe man nicht kennt, geschieht niemand Unrecht, na-mentlich nicht dem Antragsteller , auch nicht dem Verletzten,d . h . dem Allerheiligsten Altarsakrament , Jesus Christusund seinem Stellvertreter auf Erden . Aber man hat esdoch so hingestellt . Man hat für gut befunden , eineSühne zu veranstalten und die Gerechtigkeit durch einenkirchlichen Akt wieder herzustellen. Die erzbischöflicheKurie hat für das ganze Land Sühneandachten angeord-net. Wenn es richtig ist , daß in Mannheim die Volks¬seele über die Freisprechung gekocht hat , hätte man von ,kirchlicher Seite nicht nötig gehabt , die ruhige Volksseelein den abgelegenen Dörfern ins Kochen zu bringen , wiees durch diese Andachten vielleicht geschehen ist . Waswar der Anlaß dazu ? Ich weise auf den zeitlichen Zu¬sammenhang hin , der zwischen den Sühneandachten undden Reichstagswahlen besteht. Sie folgten einander un¬mittelbar .

Wie jedes Frühjahr , so wurden auch im letztvergangeneneinige Pilgerzüge nach Einsiedeln geführt . Bei einemZug mußten die Pilger für gute Wahlen Vaterunser be¬ten . Die fortwährende Vermischung zwischen Religionund Politik war förmlich Stil in der ganzen Wahlbe¬wegung , wie sie vom Zentrum in Szene gesetzt wurde .Der frühere Abg . Hug hat in einer Wahlrede eine Auf¬forderung an die Katholiken gerichtet, durch den Wahl-zettel ihren Glauben zu bekennen. Der Reichstagsabge-ordnete Marke in Freibucg hat darauf hingewiesen, daß
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die Wahlen sich in der Fronleichnamsoktave abspielen,
und gesagt, da wollen wir uns als gute Katholiken zeigen.
Und ein moderner Gottfried von Bouillon hat in einer
Wahlrede gesagt : „Wir kämpfen mit Gott im Zeichen des
Kreuzes. Gehen Sie mit uns den Weg des Kreuzes " .
Um die Genossen mutig zu machen , hat er die Alliierten
genannt . Unter diesen figuriert an erster Stelle unser
Herrgott selbst.

Ich komme jetzt zu dem viel erörterten Rundschreiben
im ersten Wahlkreis . Darin wird klar ausgesprochen, daß
der Geistliche ganz von selbst wegen seines Berufs die
Verpflichtung hat , Zentrumswahlagitation zu betreiben .
Es werden den Geistlichen genaue Instruktionen gegeben,
wie sie sich zu verhalten haben . Sie haben auch die
Frage zu beantworten , ob sie die Wahlzettel selbst von
Haus zu Haus tragen wollen . In Klammern ist beige¬
fügt : Viele geistliche Herren tun dieses sehr verdienstvolle
Werk . In dem Rundschreiben ist ferner darauf hinge¬
wiesen , daß das Hauptaugenmerk auf die Kleinarbeit zu
richten sei . Zu dieser stillen Kleinarbeit wird nicht nur
die Kanzel, sondern auch der Beichtstuhl benützt . Da
wird den Leuten empfohlen, jedes liberale Blatt abzu¬
schaffen und nur die Zentcumspresse zu halten . Manch¬
mal werden Gewaltmaßregeln angewendet , um dieser Auf¬
forderung Gehorsam zu verschaffen . Wir wissen , daß bei
den letzten Reichstagswahlen auch die Frauen sehr in An¬
spruch genommen worden sind , um ihre Tätigkeit bei den
Männern zu entfalten . Ich habe hier eine ganze Mappe
von solchen Dingen zur Verfügung . Ter Abg . Fehren -
bach hat gesagt, derartige Dinge kämen im Beichtstuhl
nicht vor . Wenn sie aber vorkämen, dann müsse er selbst
sie als verderblich bezeichnen . Sie kommen aber vor . Ich
werde einen einzelnen Fall aus Balsbach zum Beweise
anführen . Es war in diesem Fall das Bemühen der Re¬
gierung , den in der Gemeinde durch den Vergleich her¬
gestellten Frieden nicht wieder zu stören. Ter Friede
wurde aber von demselben Manne gestört, der jene un¬
geheuerliche Handlung gegen das Mädchen verübt hatte .
Er hat Männern und Frauen bei der österlichen Beichte
die Absolution verweigert . Er hat den Mitgliedern des
Militärvereins die Absolution verweigert . Er hat die
Männer , die in den Beichtstuhl kamen , sofort gefragt , ob
sie dem Militärverein angehören und in welcher Charge .
Wenn er die Antwort erhielt : Ich bin im Vorstand oder
dergleichen , dann hieß es : Dann hat die Beichte keinen
Zweck , ich kann die Absolution nicht erteilen . Deshalb
gingen die Leute an andere , zum Teil weit entfernt ge¬
legene Orte , um die Wohltaten der Kirche zu erlangen .

Das Zentrum sagt nun : ja , bei den letzten Reichstags -
Wahlen handelte es sich um eine Gefahr für die Religion ,
darum , ob die christliche Weltanschauung im Reich auf¬
recht erhalten werden könnte. In den Wahlversamm¬
lungen und der Presse war dies zu hören und zu lesen .
Hier wagt niemand eine derartige Behauptung aufzu¬
stellen , weil er weiß, daß sie unwahr ist . Aber man ver¬
sucht hier mit Zahlen zu operieren , die durch ein der¬
artiges Vorgehen erreicht worden sind . Dies kann aber
nicht verfangen.

Nun haben die Abgg. Fehrenbach und Kopf auf diese
Zahlen gewisse Folgerungen aufgebaut und gemeint , die
Großh . Regierung habe nun allen Anlaß , wirklich sich
ganz außerhalb aller Parteien zu stellen und den Wün¬
schen des Zentrums gegenüber sich gefügig zu zeigen.
Das ist eine völlige Verkennung unseres verfassungs¬
mäßigen Regierungssystems . Wir werden nicht regiert
nach parlamentarischen , sondern nach konstitutionellen
Grundsätzen. Maßgebend für die einzuhaltende Politik
ist der Landesherr , verantwortlich dafür ist die Regierung ,
die Landstände haben nur das Recht , Wünsche auszu¬
sprechen und Kritik zu üben . (Abgeordneter Venedey :

Hört , Hört !) Der Abgeordnete Venedey meint ,
das , was er wünscht, wäre auch so . Die
Herren vom Zentrum sind aber nicht ganz sicher in ihrer
Lage, sie treten nicht stürmend auf , sie empfehlen sich nur
der Regierung , indem sie gleichzeitig auf deren wirtschaft¬
liche und politische Tätigkeit Loblieder singen . Der Herr
Minister ist ein herzensguter Mann , allein wie hält er
es mit den kirchenpolitischen Forderungen des Zentrums ?
Das wissen wir immer noch nicht . Nur der Abg. Schmidts
das Gleichen (stürmische Heiterkeit) , hat an den Herrn
Minister die präzise Frage gestellt , wie es damit nun
eigentlich sei . Der kirchentreue Mann in seinem Sinn ist
selbstverständlich Zentrumsmann . Der Herr Ministen ist
aber anderer Ansicht, es ist auch die unsere, daß diese
Beiden nicht identisch sind . Die Antwort des Herrn Mi¬
nisters hat uns völlig befriedigt, ob dies auf Seiten des
Zentrums der Fall ist, das weiß ich nicht . Der Grund -
satz muß doch immer der sein : in politischen , Wirtschaft -
lichen und sozialen Dingen darf die Regierung keine
politische Partei kennen . Aber in politischen Dingen darf
der Herr Minister doch nicht so ganz außerhalb der Par¬
teien stehen , man hat es früher über oder neben den Par¬
teien genannt , jetzt hat man eine andere Form gefunden .
Im Grunde genommen ist es ziemlich das Gleiche . Eine
Regierung , die keine politische Partei hinter sich hat ,
scheint mir des festen Untergrundes zu entbehren , sie steht
in der Luft . Wenn die Regierung aber eine solche Unter¬
lage haben will, dann muß sie suchen, welche Partei hat
das meiste gemeinschaftlich mit den Zielen der Re¬
gierung , dann wird sie von selbst finden , welcher Partei
sie am meisten nahesteht.

Der Herr Minister hat verschiedene Aeußerungen getan ,
woraus man entnehmen konnte , daß es für ihn nicht er¬
freulich ist , daß so viele politische Parteien bestehen . Er
hat gesagt , es muß ja nicht jeder einer politischen Partei
angehören . Daraus ist zu erwidern : Die öffentliche Arbeit
wird doch von den Parteien geleistet , jeder praktische Mann
muß sich in eine der bestehenden Parteien eingliedern ; nur
dadurch wird die Arbeit vereinfacht und die Lage geklärt .
Die Regierung hat es dann nicht nur mit Einspännern zu
tun , sondern sie erkennt aus den Parteien im allgemeinen
die Richtung, in welcher die Bevölkerung die Politik ge¬
führt wissen will , die Regierung sollte es daher fördern ,
daß die Parteien sich nicht vermehren, sondern daß mög¬
lichst wenig Parteien vorhanden sind . Der Abg . Fehren¬
bach hat gemeint, wir sollten darauf hinarbeiten , daß die
Parteigegensätze mehr und mehr beseitigt würden . Wenn
dies der Fall wäre , dann wäre für die Kleinarbeit , von
der ich vorhin sprach, der Boden noch viel mehr geebnet.
Dadurch, daß die Parteien sich befehden , werden kie Mei¬
nungen geklärt und jeder Staatsbürger kann wählen ,
welcher Partei er sich anschließen will . Die Voraussetzung
für diesen Kampf muß aber immer sein , daß die Waffen ,mit denen gekämpft wird , blank sind und insbesondere per¬
sönliche Verunglimpfungen des Gegners ferngehalten
werden. Das ist nicht immer und überall der Fall , und
diese Erscheinungen sind es zumeist , warum das Partei¬
leben scheel angesehen wird.

Zu den Schäden des Parteilebens gehört auch die Ent¬
stellung der Wahrheit , die Herabsetzung der Autorität und
eine oft unwahre Kritik von NegierungSmaßregeln . Dem
müssen aber die politischen Beamten entgegentreten , denn
es ist neben ihrer wirtschaftlichen und sozialen Aufgabe
ihre Pflicht , daß sie die Politik der Regierung klarlegen
und etwaige Entstellung derselben aufklären . Sie müssen
für die Regierungspolitik das Volk zu gewinnen suchen ,
allerdings dürfen sie dabei nicht mit ihrem Amt Miß¬
brauch treiben. Aus diesem Grunde ist es nicht angängig ,
daß man zu Verwaltungsbeamten solche Personen ernennt ,
die in einem entschiedenen Gegensatz zu der Politischen
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Richtung der Regierung stehen. Es ist mit Recht gesagtworden , Sozialdemokraten können nicht Verwaltungs¬beamte werden . Es ist auch gesagt worden , ein ent¬
schiedener Zentrumsangehöriger könne nicht in die po¬
litische Verwaltung ^ausgenommen werden, nach meiner
Ansicht mit Recht , denn ein Zentrumsangehöriger wirdnie ohne Rücksicht auf seine eigene Anschauung rein nachden Weisungen handeln können, die ihm von oben hinsicht¬lich seiner politischen Betätigung gegeben sind . Wenndie politischen Beamten sich fern halten vom politischenLeben, dann verlieren sie im Land draußen allen Einflußund sie werden nicht imstande sein , in stürmischen Zeiteneine führende Rolle einzunehmen . Der Herr Minister
selbst hat es für nötig gefunden , von Zeit zu Zeit eine
Programmrede zu halten . Dies hat ihn aber nicht gehin¬dert , völlig unparteiisch und gerecht seines Amtes zu wal¬ten , und wenn die Verwaltungsbeamten diese Bahnenwandeln , so wird man ihnen ebensowenig Vorwürfe ma¬chen können, wie dem Herrn Minister . Es kommt dabei
selbstverständlich darauf an , mit Takt und Geschicklichkeitdie richtigen Grenzen zu wahren . Es wurden auch imVerlauf der bisherigen Debatte irgend welche begründeteKlagen gegen Verwaltungsbeamte nicht vorgebracht, es hatdies eben gezeigt, daß sie , trotzdem sie der nat . - lib . Parteiangehören , doch gerecht ihres Amtes gewaltet haben.Ob dies auch der Fall sein würde , wenn wir Amtsvor¬stände hätten , die dem Zentrum angehören , das muß da¬hingestellt bleiben. (Widerspruch beim Zentrum .)Es wird vom Zentrum Parität gefordert , aber ich kann
doch aus meinen Erfahrungen aus dem bürgerlichen Le¬ben nur sagen , Parität ist beim Zentrum identisch mit
Gleichmäßigkeit in der Ausschließung anders Gesinnter.(Widerspruch beim Zentrum .) Schon zur Zeit Karl Frie¬drichs war der liberale Gedanke in der Regierungspolitikmaßgebend, und dieser allein war imstande, das aus ver¬schiedenen Teilen zusammengesetzte Land innerlich zu-
sammenzuschwcißen, so daß heute der Zustand besteht , daßwir , wie der Abg. Fehrenbach gesagt hat , alle uns einigfühlen als treue Söhne eines Landes . In den späterenZeiten des Verfassungslebens war es ebenfalls der libe¬rale Gedanke, der bewirkt hat , daß die badische Regierungein leuchtendes Beispiel wurde für die anderen Staaten .Die Regierung hat ihren Standpunkt bewahrt auch inschweren Zeiten , wo anderwärts die Reaktion gewaltethat . Auch in den 60er Jahren ist das große Werk be¬gonnen worden , daß der Staat in seiner jetzigen Gestalt

hergestellt worden ist , nämlich der auf liberaler Grundlagebestehende Rechtsstaat. Der Abg Denedey hat freilich ge¬sagt, in den letzten 10 Jahren wäre der Liberalismus inder Partei zurückgegangen . Er hat als Beweis angeführt,daß die Forderung des direkten Wahlrechts nie zumDurchbruch gekommen sei .Es scheint mir nun noch nicht ganz entschieden , ob wir derErfüllung der Forderung des direkten Landtagswahl¬rechts jetzt näher gekommen sind , als zu den Zeiten, da dienationalliberale Partei die Vorschläge der Kautelen ge¬macht hat . Jetzt haben wir keine Kautelen mehr, aber,wie der Herr Minister in seiner dialektischen Gewandtheit
sich ausgedrückt hat , „ Gegengewichte "

. Wie groß der
Unterschied zwischen Kautelen und Gegengewichten ist,wird sich vielleicht noch zeigen . (Abg . Frühauf : Sehrgut !) Der Abg. Fehrenbach hat auch für das noch garnicht geborene Kind bereits d -e Graßvatcrwürde in An¬
spruch genommen. Der zärtliche Großvater wjll über alle
Fehler hinwegsehen, will die Gegengewichte nehmen, wie
sie sind . (Heiterk., Widerspr . b . Zentr .) Wir dagegen müß¬ten jede verwandschaftl. Beziehung mit einem Kind ab-
lehnen , daS mit entstellenden Zellern belastet wäre . DasZentrum scheint zu erwarten , daß das Kind seine Krustesteigern wird . Es wird sich zeigen , ob es sich bewähren

wird . Die geschichtliche Entwicklung unseres Landes , seine
Bedürfnisse und die Stimmung der Bevölkerung lassen
keine Aenderung der politischen Richtung im Sinne de»
Zentrums zu. Die Regierung muß festhalten, auch wenndas Zentrum vorübergehend die Mehrheit erlangen sollte,und muß diese Festigung in der Betätigung ihrer Grund¬
sätze zeigen. Es liegt nahe , zum Schluß einen Ausblick zu
werfen auf die Verhältnisse in Bayern , das so viele Ver-
gleichspunkte bietet. Auch in Bayern hat es eine liberale
Regierung Jahre lang für gut befunden , den Zentrums¬
wünschen immer mehr Konzessionen zu machen . Was hat
sie damit erreicht? Keine Befriedigung , sondern eine Ver-
mehrung der Wünsche ! Heute hat das Ministerium Vo -
dewils , der bei seinem Amtsantritt in den bewährten Bah¬
nen des Vorgängers zu wandeln versprochen hatte, einen
völligen Miefall vor dem Zentrum gemacht und vollkom¬
men gebrochen mit den liberalen Traditionen . Das mag
auch uns eine Lehre sein , dem Grotzh. Ministerium , das
übrigens in der schwierigen Situation sich gut zurecht ge¬funden hat , den Demokraten und Freisinnigen , die zu
unserer Linken sitzen , und den Sozialdemokraten . (Zu¬
rufe : Und den Nationalliberalen !)

Abg . Eichhorn : Es war heute wieder gelegentlich von
der Abkürzung der Verhandlungen die Rede, ja sogar
schon ein Schlußantrag vorbereitet . Auch ich hätte aufdas Wort verzichtet , wenn nicht in den 6 Tagen der dis-
herigen Generaldebatte verschiedene Angriffe auf uns er¬
folgt wären . Nachdem indes der Abg . Obkircher den
Kulturkampf aufgerollt hat , hat es ja keine Eile . Ichwerde mich gleichwohl bemühen, nicht zu lang und breit
zu erwidern und nicht in Einzelheiten einzugehen. Dazuwird noch die Spezialdebatte Gelegenheit geben .

Zunächst einige Bemerkungen gegenüber dem Abg .
Goldschmit , dem Repräsentanten des heutigen Liberalis¬
mus , in Wahrheit dem eigentlichen Urbild der Reaktion.Er hat es als harmlos hingestellt, daß Amtmann Arns -
perger an einer Wahlversammlung mit Freibier teilge¬
nommen hat , namentlich, weil er das Freibier nicht be¬
zahlt habe. Daß Amtmann Arnsperger das Freibier be¬
zahlt habe, habe ich gar nicht behauptet . Daß er aber
nicht zum Zwecke des Vergnügens , sondern um unge¬
hörige Wahlagitation zu treiben , nach Zeuthern gegangen
ist, beweist der Apparat , den man in Szene gesetzt hat,das Aufgebot des Militärvereins und der Feuerwehr .Der Abg. Goldschmit hat es auch fertig gebracht , den
Erlaß des Vorstandes der LandesversicherungsanstaltBaden zu rechtfertigen. Wenn man sich an die Zeitender Wahlagitation erinnert , an die Unmassen der dabei
verbreiteten Flugblätter , die bedeckt waren mit dem Lobe
unserer sozialen Gesetzgebung , und den Erlaß des Herrn
Rasina dagegen hält , so ist es unverständlich, wie man
diesen Erlaß noch billigen kann . Das ist nur verständ¬
lich vom Standpunkt des Abg. Goldschmit aus . Das
Risiko , das den Arbeitern durch Arbeitslosigkeit und Un¬
fälle droht , steigt von Tag zu Tag . Zum Teil , bestehen
noch gar keine Unfallverhütungsvorschriften — z . B . fürunsere Bauarbeiter — . Tie von uns dringend geforderte
Verordnung zum Schutz dieser Arbeiter im Baubetrieb istbis jetzt immer noch nicht erlassen. Gleichwohl wird ein Er¬
laß gebilligt , der das geringe Entgegenkommen gegenüberden Arbeitern so gut wie anfhebt . Die Invaliden - und an¬deren Renten sind nicht so verlockend , daß es sich füreinen Arbeiter lohnte , sich mit der Wahrheit in Wider¬
spruch zu setzen und wegen der geringen Mittel , die ver¬wendet werden, eine strafbare Handlung zu begehen .Man sollte sich auf den Standpunkt stellen : lieber 10 Ar¬beitern die Rente gewähren , die sie nicht voll verdienen,als einem einzigen sie versagen, der sie zu beanspruchenhat . Man lasse doch endlich das Rennomieren mit der
sozialen Gesetzgebung und rede nicht immer wieder von



den undankbaren Arbeitern . Lieber sollte man den Er¬
laß des Herrn Rasina bei kommender Gelegenheit in
Millionen von Exemplaren drucken und verbreiten lassen!

Der Abg . Goldschmit hat auch verteidigt , daß unsere
politischen Versammlungen , zum Teil unter Anführung
von Bürgermeistern , gesprengt wurden . Bei dem gro¬
ßen Sündenregister , daß die nationalliberale Partei in
dieser Hinsicht aufzuweisen hat , hätte er allen Anlaß ge¬
habt , dieses Thema nicht anzuschneiden .

Die Nationalliberalen haben zuerst vor, unter und
nach dem Sozialistengesetz einen unangebrachten Ton in
den Versammlungen angeschlagen , systematisch unsere
Versammlungen gesprengt und Säle abgetrieben . Ich
erinnere nur an Bruno Sparisch in Leipzig. Beisviele
aus Baden wird mein Fraktionskollege Lutz noch anfüh¬
ren . Ich verweise für heute nur auf Oestringen , wo eure
Versammlung des Konservativen v . Marschaü gesprengt
wurde.

Der Abg Wilckens hat sich gewundert , daß ich ver¬
lange, die Bürgermeister sollten keine Wahlagitatorsn
sein. Er meint, diese Forderung steht mit meiner Frei¬
heitsliebe nicht im Einklang . Der Beamte läßt sich aber
nicht einfach ausziehen, man wird ihm deshalb jede poli¬
tische Betätigung überhaupt untersagen müssen . Dafür
ist er ein Mitglied der Staatsverwaltung . Die Staats¬
verwaltung ist für alle da, nicht für eine Partei . Sie
wollen aber , daß das Ministerium sich ganz in den Dienst
einer Partei stellt und daß alle Beamten Wahlagitation
treiben. Es ist unmöglich, einem Manne zuzutrauen ,
daß er in eine Versammlung geht und sich als objektiver
Vertreter der Regierungsanschauung geriert . Unwill¬
kürlich wird er Stellung nehmen müssen , ins Parteige¬
triebe gezogen werden und auf andere Parteien los¬
schlagen, die an der Regierungspartei etwas auszusetzen
haben. So kommen wir dazu, daß wir eine Staatsver¬
waltung haben die mitten im Parteileben steht und eine
einzelne Partei begünstigt. Für eine solche Regierung
müssen wir uns noch mehr bedanken , als für eine solche ,
die wir als eine -Klassenregierung bezeichnen müssen , die
sich aber augenblicklich nicht so ausschließlich für eine ein¬
zige Partei interessiert, wie dies früher der Fall war .
Wenn Sie sagen , die guten Zustände in Baden seien eine
Folge jener Parteiregierung , so erlauben Sie , daß wir
da zweifeln. Seit den Jahren der Reaktion hat es in
Baden keine Periode gegeben , in der so viel gegen den
Geist des Liberalismus geschehen ist , als in der Zeit , wo
das Ministerium im Schlepptau der Nationalliberalen
ging . Damals war die Negierung nicht liberal . Ich er¬
innere Sie nur an die Wahlrechtsfrage , die der Abg. Ob-
kircher nicht ganz vorsichtig angeschnitten hat , und an ^ie
von Ihrer Partei geforderten Kautelen und Verschlechte¬
rungen . Vielleicht haben Sie sogar diese Verschlechterun¬
gen in der Erwartung gefordert , daß sie nicht angenom¬
men würden , und damit das direkte Wahlrecht für im¬
mer fern gehalten würde . Wäre Ihnen nicht durch die
Agitation der demokratischen Parteien unter dem Lo¬
sungswort deo direkten Wahlrechts' ein Sitz nach dem an -
dern verloren gegangen, dann wäre es Ihnen im Leben
nicht eingefallen, für das direkte Wahlrecht zu stimmen.
Ich erinnere nnr an den Abg . Fieser, der gesagt hat :
Wir werden doch, nicht den Ast absägen, auf dem wir sit¬
zen . Das war Ihre Politik , da kann man doch nicht von
liberaler Politik reden. (Widerspruch bei den National¬
liberalen .)

Wenn wir die Forderungen aufstellen, daß die Beam¬
ten nicht Wahlagitatoren sein sollen , so befinden wir uns
mit unserem Prinzip der Freiheit nicht in Widerspruch.
Wir fassen den Staat nicht als Dienerin einer gewissen
Klasse auf , sondern als Vertreter der Gesamtbevolke-
rung . In dieser gibt es eine Reihe von Par¬
teien. die ihre Berechtigung haben . Deshalb ist es un¬

möglich , daß die Vertretung der Gesamtbevölkerung in
den Kampf geht , um für eine einzige Partei Stellung
zu nehmen. Der Herr Minister hat gesagt, die Regierung
müsse einheitlich sein, er könne niemand dulden, der ge
gen die Negierungsmaßnahmen arbeiten würde . Wen:wir die Möglichkeit einer Regierung hätten , die aus alle:
Parteien zusammengesetzt ist, ließe sich ja darüber reden,daran ist aber nicht zu denken.

Der Herr Minister hat geglaubt, mir einen Vorwuri
machen zu dürfen , indem er sagte , daß ein Eichhorn natür
lich etwas gutes nicht anerkennen kann. Dies ist ein Irrtum vom Herrn Minister . Ich anerkenne, daß es mit den :
Vereinsrecht, Koalitionsrecht und der Preßfreiheit bei uns
besser steht, als anderswo . Wir haben auch nicht über
die polizeiliche Ueberwachung geklagt, weil sie uns sehr
unangenehm wäre, sondern nur , um das zweierlei Recht
zu illustrieren . Es ist ja nicht gesagt , daß die Polizei¬leute immer einer besseren Einsicht verschlossen wären .Ich kann mich aber des Verdachts nicht entschlagen, als
ob es nicht der freien Entschließung des Ministeriums
entspräche , daß diese Freiheiten bestehen . Vielleicht fühltaber die Regierung , daß das Volk nachgerade mündig ge¬worden ist, u . sich kleinliche Bevormundung nicht gefallen
läßt . Vielleicht will die Regierung auf diesem Gebiet die
Blamage der sächsischen Regierung auch nicht mitmachen
Um eine Maßregel auf diesem Gebiete lächerlich zu ma¬
chen , braucht man sie nur als sächsisch zu bezeichnen .

Ich will auch anerkennen, daß die Haltung der Re¬
gierung im Streit zwischen Aerzten und Kassen in Kon¬
stanz durchaus lobenswert war , daß auch die sanitären
Maßnahmen unsere volle Billigung finden . Dies sindaber nur Kleinigkeiten . Ich habe es gar nicht für nötig
gehalten, anzuerkennen, daß die Regierung auch in ge-
wissen kleineren Dingen einem vernünftigen Fortschritt
huldigt . Ich hielt es vielmehr für zweckmäßiger , die
Differenzpunkte in den Vordergrund zu rücken. Die Ge¬
samtbeurteilung des Ministeriums kann um keinen Ton
freundlicher ausfallen , als in meiner ersten Rede. In
großen Angelegenheiten hat die Regierung es immer
fehlen lassen ; einmal was das Wahlrecht anbelangt .
Ich will aber hierauf nicht näher eingehen.

Eine andere Frage , in der die Regierung auch einen
Standpunkt einnimmt, den wir unter keinen Umständen
billigen können , ist die Frage des Oktrois . Der Herr
Minister hat an einem der ersten Tage der Debatte eine
Bemerkung gemacht über die Aufhebung des H 13 de?
Zolltarifgesetzes, über deren Tragweite man sich nicht
ganz klar sein konnte . Ich hoffe , daß er Gelegenheitnimmt , auszusprechen , welche Stellung die Regierung
gegenüber einem etwaigen Antrag auf Aufhebung des
§ 13 einnehmen wird. Daß die Herren von seiten der
nationalliberalen Partei und des Zentrums keine Freundeder Aufhebung des Okrois sind , das begreife ich ,denn das Oktroi ruht auf den Schultern der ärmerenLeute. Wird es aufgehoben , dann wird man zu einer
Erhöhung des Umlagefußes kommen , was in erster Reihedie höheren Einkommen trifft . Ihre Wähler also habenein Interesse daran , daß das Oktroi fortbesteht, wir da¬
gegen verurteilen das Oktroi, aus prinzipiellen und Ge¬
rechtigkeitsgründen, denn jede indirekte Steuer ist eine
ungerechte . An ihrer Stelle fordern wir eine progressiv
ansteigende Einkommenssteuer, verbunden mit einer Ver¬
mögenssteuer oder Erbschaftssteuer oder einer anderen
direkten Steuer , bei denen jeder nach seiner Leistungs¬
fähigkeit herangezogen wird . Die indirekte Besteuerung
wirft umso ungerechter , als der größte Teil der Staats¬
ausgaben nur für die besitzenden Klassen aufgeweudet
wird : ich weise nur hin auf,die Mittel - und Hochschulen ,
auf die alleinige Vertretung der besitzenden Klassen im
Beamtenberuf und auf die Einrichtungen zum Schutz deS
Eigentumes . Will man das Oktroi wieder beseitigen, so



wäre dies ein direkter Verstoß gegen Treu und Glauben .
Der Abg. Goldschnitt hat ja bestätigt, daß eine Reihe von
Stimmen im Reichstage zur Mehrheit gefehlt hätte, wenn
man nicht den Z 13 gegeben hätte . Die Masse der Be¬
völkerung hat dieses Paragr . auch nie als etwas anders ,
als einen Köder aufgefaßt . Zu der Ungerechtigkeit in der
Belastung des Volkes kommt noch die politische Ungerech¬
tigkeit. Die Scheidung zwischen Besitzenden und Nicht¬
besitzenden durchzieht unser ganzes politisches Leben.
Wir haben das Prinzip der Rechtsungleichheit nieder¬
gelegt auch in der Gemeindeordnung bei der Wahl zum
Bürgerausschuß . Wenn wir den Proporz hätten , so
säße meine Partei nicht mit 6, sondern mit 14 Mitglie¬
dern hier , die nationalliberale Partei aber mit ungefähr
19 . Das Zentrum hätte von diesem Wahlsystem ebenso,
wie wir , nur Vorteile . Warum hat man auch bei der
Landtagswahl nicht einen Ausgleich nach gerechten
Grundsätzen eintreten lassen ? Weil dem die Jnteressen-
politik der herrschenden Klasse widerspricht, weil man nicht
will, daß die große Masse gleichberechtigt wird mit den
andern ; hat doch der Herr Minister selbst ausgesprochen,
daß die Arbeiter nichts zu suchen hätten in der Ersten
Kammer , dieser Qualitätenvertretung . Daß wir eine
solche Politik nicht mitmachen, versteht sich von selbst.

Auf die Frage des Zolltarifes will ich nicht mehr cin -
gehen , das Buch von Hecht ist ja genug angegriffen wor-
den ; ich habe die Empfindung gehabt, daß es sich
um eine ernste wissenschaftliche Arbeit handelt , und daß
das Material , das darin beigeschafft worden ist , beweis¬
kräftig genug ist . Auch auf die Ansichten des Finanz¬
ministers Buchenberger will ich mit Rücksicht auf das
traurige Vorkommnis seines plötzlichen Hinscheidens nicht
näher eingehen.

Was das Zentrum in Wahrheit über den Zolltarif ge¬
dacht hat , ergibt sich aus Aeußerungen der Reichstags-
abgeordneten Marke und Schüler . Ersterer hat aus¬
drücklich gesagt, der Zolltarif nütze unseren Landwirten
nicht einen Deut . Aehnlich hat sich der Abg. Schüler aus¬
gesprochen ; nachher erklärte er , er habe nicht um der
Getreidezölle, sondern um des erhöhten Weinzolles willen
für den Zolltarif gestimmt. (Abg . Schüler : Das ist
nicht wahr !) Vielleicht klärt er das nachher auf .

Der Abg. Blankenhorn hat letzten Samstag eine große
Rede über die bei der Beratung des Zolltarifs im Reichs¬
tag getriebene Obstrultion gehalten . Er hat uns vorge¬
worfen , daß wir Obstruktion getrieben hätten , und hat be¬
hauptet , die Vorkommnisse im Reichstag seien erst die
Folge der Obstruktion gewesen . Ich persönlich halte an
und für sich die Obstruktion für berechtigt, als ein gesun¬des Korrelat des vielleicht zufälligen Mehrheitsprinzipsin der Volksvertretung . Wenn die Minderheit glaubt , die
Mehrheit des Volkes hinter sich zu haben, so treibt sie mit
Recht Obstruktion . Es frägt sich nur , wie sich das Volk
dazu stellt. An die Obstruktion in Oesterreich braucht man
nicht zu denken , Dort liegen die Dinge anders , als bei
uns . Sie ist nicht zu vergleichen mit der vielleicht
im Reichstage gegenüber der lex Heinze und dem Zoll¬
tarif getriebenen Obstruktion .

In beiden Fällen war die Mehrheit des Volkes auf der
Seite derjenigen , die sich gegen die dem Reichstag zu¬
gegangenen Gesetzcsvorlagen wehrten . Wir waren zu
derartigen Mitteln gezwungen , weil man nicht die von
uns verlangte Volksabstimmung hat vornehmen lassen .
Wenn sich heute die Nationalliberalen der bei der lex
Heinze getriebenen Obstruktion schämen , so mögen sie
das tun . Sie beweisen damit , daß es ihnen nicht ernst
war niit der Oposition gegen die lex Heinze. (Wider¬
spruch bei den Nationalliberalen .) Bei der ungeheuren
Bedeutung des Zolltarifs aber , der vielleicht auf ein
Vierteljahrhundert geschlossen und auf Grund dessen Han¬

delsverträge sicher auf ein Dutzend Jahre hinaus gemacht
werden sollten, kann man es dem Volke nicht verargen,
wenn es wünschte , daß ihm auch Gelegenheit gegeben
würde , ein Wort mitzusprechen. Die Gegner des Zoll¬
tarifs waren deshalb von vornherein dafür , daß er nicht
über das Knie abgebrochen , sondern daß die Wahlen ab¬
gewartet werden möchten . Die Mehrheit der Bevölkerung
hat sich ferner direkt gegen den Zolltarif erklärt . Es sei
nur an die von der sozialdemokratischenPartei veranlaßte
Millionenpetition erinnert . Dieses Verhalten der Mehr¬
heit des Volkes war eine Richtschnur für die Minderheit
des Reichstages. Alles , was geschehen konnte, ist
nun aber seitens der Mehrheit geschehen, um den
Zolltarif durchzupeitschen . Wenn von einem Verbre¬
chen die Rede sein kann, dann war das Verhalten der Mehr¬
heit des Reichstages ein solches . Der Abg . Blankenhorn
hat gesagt, der Zolltarif sei ja in der Kommission ein¬
gehend beraten worden . Das ist doch eine etwas gewagte
Behauptung . Bei sehr vielen Positionen wurde die Be¬
ratung in der Kommission abgebrochen mit der Bemer¬
kung , es werde sich ja im Plenum noch Gelegenheit bieten,
darüber zu reden. Bassermann selbst hat eine eingehende
Beratung des Zolltarifs im Plenum als selbstverständlich
hingestellt. Und wie hat man nun dieses Versprechen ein¬
gelöst ? Der Antrag Aichbichler kürzte das Verfahren
Wohl einigermaßen ab , aber man hatte nicht weniger als
1000 Positionen durchzuberaten ! Da wurde der Antrag
v . Kardorff , der dem Artikel 19 der Geschäftsordnung des
Reichstages direkt ins Gesicht schlägt und der verlangte ,
daß über den ganzen Zolltarif mit seinen 100 Positionen
in einer einzigen Abstimmung entschieden werden solle ,
gestellt , vom Präsidenten , Graf Ballestrem , leider als zu¬
lässig erklärt und vom Reichstag angenommen . Damit
wurde der Zolltarif förmlich abgewürgt — zum Schaden
des deutschen Volkes . Zum Schluß kam noch der Ge¬
schäftsordnungsantrag , wonach die Zulassung von Red¬
nern zur Geschäftsordnung vom freien Ermessen des Prä¬
sidenten abhängig sein sollte und auch jeder an sich zuge¬
lassene Redner nicht länger als 5 Minuten das Wort neh¬
men durfte . Kann man sich denn als Volksvertreter
schlimmer selbst ins Gesicht schlagen und ärger in der
Oesfentlichkeit diskreditieren ? Wenn sich der Abg .
Blankenhorn über den Hohn und Spott meiner Partei
beschwert hat , so sage ich : dieser Hohn und Spott war
vollkommen verdient : er war uns vorgemacht von der
Zolltarifmehrheit . Nach dieser Entwürdigung des Par¬
lamentarismus konnte Schlimmeres nicht kommen .

Wer im Recht war , hat das Urteil des Volks gezeigt .
Nicht allein Mommsen , sondern viele andere Männer
haben sich in derselben Schärfe gegen die Nationalliberalen
erklärt . Der Kammergerichtsrat Karsten in Berlin , der
ausdrücklich erklärt , er sei auf Seite der Gemäßigten , ver¬
urteilte den Antrag Kardorff aufs schärfste . In Mün¬
chen ist Lotz aus der nationalliberalen Partei ausgefchie -
den . Betrachten Sie ferner die Wahlen als Volksurteil .
Sind nicht alle hervorragenden Agrarier aufgeflogen ?
Hier in Baden auch einer , Lucke . Ist nicht der Schleppträ¬
ger der Agrarier , Bassermann , selbst auch aufgeflogen ?
Das war doch eine Antwort auf den Zollkampf , wie sie
besser nicht gegeben werden konnte. Wir können allerdings
zufrieden sein . Die Sozialdemokratie hat nicht nur um
eine Million Stimmen , sondern auch um 23 Mandate zu¬
genommen. Dieses Volksurteil könnte sich der Herr
Minister auch einmal etwas näher anschauen. Er hat sich
verschiedentlich mit unserer Partei beschäftigt in . einer
Weise , die — ich will nicht sagen, unsere Billigung nicht
findet , darauf wird der Herr Minister keinen Anspruch
machen — aber in einer Weise , die seiner Stellung nicht
entspricht. Der Herr Minister erhebt gewiß den An¬
spruch , ernst genommen zu werden . Es zweifelt auch
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niemand im Hause daran , daß der Herr Minister eine be¬
deutende wissenschaftliche Befähigung hat und ein ausge¬
zeichneter Beamter ist . Um so auffälliger erscheint uns
seine Rolle als Politiker speziell gegenüber unserer Par -
tei . Man hält es nicht für möglich , daß der Herr Minister
eine solche subalterne Auffassung von einer Partei hat ,
die im Augenblick die stärkste in Deutschland ist . Einer
solchen Partei wird vom Herrn Minister gesagt : „ Was ist
denn eure Partei ? Eure Hetzer und Agitatoren haben sie
zusammengebracht. Die Hetzerei wird aber natürlich nicht
hier im Hause getrieben"

. Ich würde es dem Herrn Mi¬
nister nicht übel nehmen, wenn er mir direkt sagen würde ,
daß auch ich als Agitator dazu böigetragen habe, die
3 Millionen Stimmen aufzubringen . Ich wäre vielleicht
stolz darauf . Und die sogenannte Hetzpresse ? Der Herr
Minister verkennt vollständig den Wert der sozialdemokra¬
tischen Presse, den nicht nur wir , sondern auch ganz kon¬
servativ gesinnte Kreise nachdrücklichst anerkennen . Die
sozialdemokratische Presse hat erst eine gewisse Selbstkritik
ins öffentliche Leben gebracht , allerdings haut sie hin und
wieder über die Schnur , weil sie mitten im Kampfe steht .
Sie hat das Verdienst, auf tausend Mißstände hinge¬
wiesen zu haben, die dann abgestellt wurden . Wenn
wir einmal eine falsche Nachricht für bare Münze nehmen,
dann soll man nicht generalisieren , und sagen/unsere Presse
sei nur eine Hetzpresse. Die Hetzerei steckt ganz wo anders .
Sehen Sie die Amtsverkündiger an . Die Hetzen gegen
uns . Es ist unrichtig, daß die sozialdemokratische Be¬
wegung das Werk von Rednern , Agitatoren oder Zei¬
tungen sei , die die Bevölkerung systematisch verhetzten ;
wenn die Partei durch Reden groß geworden wäre , könnte
sie doch auch durch Reden aus der Welt geschafft werden.
Warum hat der Herr Minister die Sozialdemokratie noch
nicht tot geredet? Er ist zweifellos ein begabterer und
gewandterer Redner , als wir alle zusammen. Warum
hat er die 3 Millionen -Partei noch nicht auffliegen lassen ?
Die Wurzel unserer Bewegung liegt eben ganz wo anders ,
als der Herr Minister glaubt . Ist unsere Partei am
Sozialistengesetz etwa zugrunde gegangen ? Gewiß nicht !
Tie Bewegung ist gewachsen und wird wachsen ; unser
Ziel ist die Wohlfahrt aller , die in freier Selbstbestim¬
mung tätig sind , die Gerechtigkeit und Wohlfahrt im poli¬
tischen und wirtschaftlichen Leben. Unsere Tätigkeit rich¬
tet sich gegen die politische und wirtschaftliche Ungerechtig¬
keit . Wollen Sie die Sozialdemokratie verschwinden lassen ,
so haben Sie kein besseres Mittel , als einfach die Unge¬
rechtigkeit zu beseitigen . Das wollen Sie aber nicht . Es
liegt weniger am Verständnis , als am guten Willen . Man
will nicht , weil die Verbesserung der Lage der Arbeiter auf
Kosten der Stellung der im Augenblick bevorrechtigten
Klasse geschehen müßte . Ich habe schon vorhin auf die
Mißachtung hingewiesen, die darin liegt , daß der Herr
Minister nicht die Arbeiter in der Oualitätsvertretung
der Ersten Kammer sehen will . Dies ist ein Beweis , daß
man die Arbeiter als Mitglieder der großen Masse be¬
handelt , die als einzelne keine Berechtigung haben , weil
sic nichts besitzen . Diese Mißachtung geht auch auf die
Arbeitervertretung , die Sozialdemokratie , über . Der
Abg. Goldschmit hat Ausnahmegesetze empfohlen . Er hat
dies so ausgedrückt: es müsse ein Damm aufgerichtet wer¬
den gegen die Sozialdemokratie . Solche Bemerkungen
kann ich nicht allzu schwer abwiegen . Es ist ein komisches
Bild , den Abg . Goldschmit sich als Dammgräber gegen
die Sozialdemokratie vorzustellen. (Heiterkeit . ) Aber
Sie , meine Herren , sollten sich verbitten , daß einer aus
Ihren Reihen solche längst überwundene Anschauungen
kund gibt . Wir sind Ihnen doch sonst nicht so unan¬
genehm. Ich erinnere nur an die Stichwahlen , wo aus
nationalliberalen Reihen ein starkes Girren nach den so -
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zialdcmokratischen Stimmen zu hören war . Man glaube
ja nicht , die Sozialdemokratie mit einigen Redewendungen
abtun zu können , wie z . B . der Herr Minister sagte, die
Sozialdemokratie führt in einen Sumpf mit Zwangs¬
arbeit . Sind denn nicht heute schon die Arbeiter zur
Arbeit gezwungen, wenn sie nicht verhungern wollen ?
Wir wollen die Arbeiter aus diesem Sumpf herausführen
zu einer freiwilligen Arbeit , wo es keine Drohnen und
Parasiten gibt, die von der Arbeit anderer leben. Unser
wirkliches Bestreben kann man mit solchen Schlagworten
nicht abtun , man muß es ernsthafter würdigen , als es
der Herr Minister getan hat.

Der Herr Minister hat uns für ganz besonders bekämp-
fenswert hingestellt, weil wir die Monarchie bekämpfen.
Diese Frage spielt aber im Prinzip des Sozialismus eine
nebensächliche Rolle. Darüber brauchen wir uns die
Köpfe nicht zerbrechen . Ich habe mich gewundert , daß
der Herr Minister so bewandert ist in diesen Kniffen , die
man sonst als jesuitisch bezeichnet. Ich will ihn aber
daran erinnern , daß wir in Deutschland anerkannte Re¬
publikaner haben , nämlich die Hamburger , und ich glaube
nicht , daß, wenn ein Hamburger in Baden angestsllt
würde, er sich so rasch zum Monarchismus bekehren
würde . Wir haben auch Fälle , wo sehr hochstehende Her¬
ren die Verfassung gebrochen haben, ohne vorher einen
anderen Eid geschworen zu haben. Ich erinnere nur an
den Preußenkönig , der die Verfassung aufgehoben und
dann eine neue aufoktroiert hat . Auch den Abg . Gold¬
schmit will ich daran erinnern , daß im Jahre 1866 man¬
cher in schweren Konflikt gekommen wäre mit dem Ver¬
fassungseide, nicht nur , daß man gebilligt hat , daß man
Hannover einfach wegfegte ; Treitschke wollte sogar , daß
Sachsen einfach durch Preußen annektiert werde. Sie
hatten also keinen Grund , andern Vorhalt zu machen .
Der Herr Minister hat gesagt , die Sozialdemokratie sei
nicht nur antimonarchisch , sondern sie wende sich sogar
gegen den Staat . Was ist eigentlich der Staat ? Ist er
einfach ein Götzenbild , vor dem wir anbetend nieder¬
knien ? Der Staat ist doch die Gesamtheit der Bevölke¬
rung , er ist doch nicht eine leere Form , die um ihrer Exi¬
stenz willen da ist . Was wir unter Staatsinteressen ver¬
stehen , ist die Sorge um das Wohl des Volkes , und von
dem Gesichtspunkte aus sind wir nichts weniger als
Staatsfeinde . In welchem Zusammenhang aber stehen
die Marotten hoher Persönlichkeiten , wie die Puppen¬
allee und der Sang an Aegir, mit dem Staatsinteresse ?
(Glocke des Präsidenten .)

Präsident vr . Gönner : Ich habe schon wiederholt ge-
sagt, man soll die Person des Deutschen Kaisers nicht in
die Diskussion hereinziehen . Das geschieht hier aus mit -
telbarem Wege .

Abg . Eichhorn (fortfahrend) : Man kann sehr wohl im
Interesse des Staates tätig sein, ohne daß man die je¬
weils herrschende Form desselben billigt , man kann auch
im Interesse des Staats tätig seist in der Art , daß man
bestrebt ist, eine andere Staatssorm herbeizuführen . Wir
sind Staatsfeinde , so lange der heutige Staat mißbraucht
wird zur Unterdrückung eines Teils der Bevölkerung .
Statt uns zu bekämpfen , sollten Sie dazu mithelfen , daß
in Umkehrung des Satzes „ubi bene , ibi patria " der
Satz gilt , „da wo mein Vaterland ist, da geht es mir
gut " .

Minister des Innern Or . Schenkel : Die Ausführungen
des Herrn Abg . Eichhorn geben mir nur in sehr wenigen
Punkten Anlaß dazu , das , was ich früher schon gesagt
habe, zu ergänzen oder gar zu berichtigen . Nur auf vier
Punkte will ich eingehen , was sich ja auch bei der schon
lange dauernden Generaldebatte und der heutigen vor¬
geschrittenen Zeit empfiehlt. Das erste ist , daß der Herr
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Abg . Eichhorn mir vorgeworfen hat , ich hätte hinsichtlichder Entstehung der Sozialdemokratie in meinen seit¬
herigen Reden behauptet , sie sei im wesentlichen nur des¬
halb so groß geworden, weil sie sich auf die Hetze und die
Agitation und die unlautere Aufregung der Massen ge¬
stützt habe. So etwas kann ich aber hinsichtlich der Ent¬
stehung der Sozialdemokratie , einer anerkannt großenund weit ausgedehnten Bewegung , nicht gesagt haben.Und wenn der Herr Abg . Eichhorn nicht bloß einzelne
herausgegrisfene Worte und nicht bloß das betrachtethätte, was ich in den bisherigen Sitzungen gesagt habe,wenn er vielmehr zurückgeblickt hätte in die Verhandlungs -
bertchte des vorigen Landtags , wo ich mich auch schon über
die Entstehung der Sozialdemokratie ausgesprochen habe,da hätte er gefunden , daß meine Anschauung über die
Entstehung der Sozialdemokratie eine wesentlich andere
ist . Ich habe damals gesagt : Die Sozialdemokratie ist
zu einem großen Teil eine berechtigte , aus gesunden Mo»
tiven hervorgegangene Bewegung ; ich möchte daher ihreVertreter hier im Hause nicht missen . Die Bewegungwill eine Vertretung schaffen für die unteren Schichten
unseres Volkes , für diejenigen, die von der Hand in den
Mund leben und nicht viel Kapital besitzen . Dies ist aber
keineswegs eine ungegliederte und gleichartige Masse von
Armen oder gar etwa ausschließlich von Fabrikarbeitern ,sondern eine ungemein verschiedenartig zusammengesetztebreite Schicht unserer Bevölkerung ; dazu gehören nichtnur die , welche in den Fabriken die Maschinen bedienen,sondern auch viele derer , die auf dem Felde das Wachstumder Früchte vorbereiten , die aus den Straßen und Flüssen
fahren und auf dem Meere segeln , die Schichten derer, die
zum Teil noch recht arm sind , zum Teil aber auch in der
wirtschaftlichen und kulturellen Auswärtsbewegung be¬
griffen , gefördert von der Hand , die ihnen aus den oberen
Schichten gereicht wird . Die Herren Sozialdemokraten ,namentlich eine Anzahl hervorragender Führer , Leute,die aus unserer Schicht , aus der Schicht der höher Gebil¬
deten und der Kapitalisten hervorgegangen sind , habendie sozialen Bedürfnisse dieser großen , vielgegliederten
Schicht ergründet , sie haben verstanden, zum großen Teil
die Angehörigen derselben um sich zu schaaren , und siehaben daraus eine bei den Wahlen in Deutschland große
Erfolge erzielende Partei geschaffen . Diese Partei hatan sich eine durchaus richtige und erstrebenswerte Auf¬
gabe, nämlich die, die unteren Schichten unseres Volkes
nicht bloß wirtschaftlich, sondern auch in ihrer Kul*urweiter emporzuheben, eine Aufgabe, die naturgemäß nur
langsam zu Erfolgen führen kann . Dieses Ziel ist aber
keineswegs ausschließlich eine Ausgabe der sozialdemokra¬
tischen Partei . Vielmehr haben sich alle anderen Par¬teien, nachdem die Bestrebungen vielleicht zuerst bei der
sozialdemokratischen Partei hervorgetreten sind, die gleicheAufgabe gestellt . Tie Sozialdemokratie kann also nichtfür sich allein das Recht beanspruchen, die Förderin der
Interessen der unteren Schichten zu sein . Sie hat viel¬
mehr nur besondere Mittel gefunden, um sich als diesealleinige Förderin hinzustellen. Zunächst stehen ihreFührer in der engsten sozialen Beziehung zu den Partei¬
genossen , mit deren Instinkten sie tief verwachsen sind .Das ist ein großer Vorzug für den politischen Kampf.

Sodann aber hat sich die Sozialdemokratie zur För¬
derung ihrer Parteibewegung besondere Ziele ge¬
steckt. die ihrer Sache vielleicht nützlich sein mögen, aber
undurchführbare und für das ganze Staatsleben gefähr¬
liche sind . Vor allem gab sich die Sozialdemokratie zu¬nächst als Vertreterin des trivialen Materialismus , der
die geistigen Kräfte im Weltzusammenhang leugnet und
nichts anerkennt , als „Kraft "' und „ Stoff "

, der erklärt ,die Religion sei für den Menschen überflüssig und nur
erkunden zu dem Zweck, mit dem Jenseits diejenigen zu

trösten, denen es hier nicht gut genug geht . Diese mate¬
rialistische Tendenz beginnt freilich allmählich zu ver¬
blassen ; die Sozialdemokratie merkt, daß ihr die Ver¬
breitung derartig materialistischer Auffassungen auf die
Dauer schadet — nicht bloß auf dem Land , sondern auch
in der Stadt , namentlich bei den Frauen . In dieser
Beziehung hat die Sozialdemokratie ihre Bestrebungen
wesentlich abgestumpft, und ich hoffe , daß sie mit der Zeit
den Satz : „ Religion ist Privatsache " umbiegen und die
Religion als etwas anerkennen werde, was auch der
„ bewußte Sozialdemokrat " nicht von vornherein abzutun
hat .

Zum zweiten wenden sich die Ziele der Sozialdemokra¬
tie in bedenklicher Weise gegen unsere derzeitige Staats¬
verfassung und gegen die nationale Eigenschaft unserers
Staatswesens . Daß sie bestrebt ist , die Monarchie abzu¬
schaffen, ist uns auch heute wieder zugestanden worden ;
aber nicht bloß die Monarchie wollen Sie beseitigen, son¬
dern die Art Ihrer Agitation hat auch zur Folge , daß die
echte Liebe zu dem heimatlichen Boden , das Eintreten für
das Vaterland , die aus dem ursprünglichen Gefühl be¬
ruhende und nicht nach Gründen fragende Hingebung an
die Heimat und den heimatlichen Staat für große Teile
des Volkes zerstört und vereitelt wird . (Beifall .)

Endlich hat die sozialdemokratische Bewegung , und da¬
mit hat sie zunächst eine reiche Ernte gemacht , sich die
Einführung einer neuen Gesellschaftsordnung zum Ziel
gesetzt , bei der nicht mehr die einzelnen die Produktions¬
mittel besitzen und über sie verfügen können, sondern
bei der diese Mittel zum Eigentum der Gemeinschaft
werde, bei der von oben herab durch die Gemeinschafts¬
organe alle geistigen und körperlichen Arbeiten nach der
Befähigung des einzelnen verteilt werden, derart , daß
die so erzeugten Produkte alsdann allen Gliedern der
Gesellschaft durch weise Verteilung gleichmäßig zugute
kommen sollen . Diese neue Gesellschaftsordnung ist ein
gefährliches Trugbild ; ihre Einführung setzt Menschen vor¬
aus , die es jetzt nicht gibt und wie sie auch nie erzeugt und
ausgebildet werden können. Nur durch einen Sumpf von
Blut können Sie dazu kommen , und wenn Sie drüben
sind , würden sie erkennen, daß es nichts als eine Fata
Morgana war . (Beifall .)

Muß ich auch anerkennen , daß die sozialdemokratische
Partei eine große Partei ist , unter einer großen Aufgabe,
mitzuwirken zur Hebung der arbeitenden Klassen , so muß
doch entschieden betont werden , daß der Gedanke dieser
Hebung der unteren Schichten unserer Bevölkerung kei¬
neswegs der sozialdemokratischenPartei allein angehört ;
er ist jetzt Wohl allen Parteien angehörig . Alle blicken
froh in die Zukunft , weil alle dieser Gedanke erfüllt und
begeistert.

Was ich nun aber noch besonders tadelnswert an dem
Vorgehen der Sozialdemokratie finde, das ist die Form
ihrer Agitation , namentlich in der Presse. Eine Morgen¬
dämmerung höherer Kultur wird uns verkündet. Zunächstaber sehe ich als Begleiterscheinung dieser Morgendämme¬
rung nur einen vulkanischen Ausbruch , worin Blöcke von
Beleidigungen auffliegen , und ein Aschenregen von Ver¬
hetzungen , Verdächtigungen und Schmähungen niedersinkt.
Wie hat inan den Erlaß , betreffend den Einfluß der un¬
entgeltlichen Verabfolgung von Lehrmitteln auf das
Landtagswahlrecht , dazu benützt , um gegen mich zu Hetzen ;
vierzehn Tage lang erschienen in Ihrer Presse (zu den
Sozialdemokraten ) Artikel über den „ Wahlrechtsräuber "
Schenkel . Und kurz vor den Wahlen erschien in Mann¬
heim, angeblich auf Grund guter Kenntnis , ein auf
Zwecke der Wahlhetze berechneter Artikel, in dem unwahrer
Weise behauptet wurde , die neue Wahlrechtsvorlage be¬
ruhe aus einem Zensus oder schließe wenigstens alle die-



jenigen aus , die mit einem Einkommen von weniger als
900 M . zur Staatssteuer eingeschätzt seien . Es gibt keine
Presse , die so beständig mit Denunziationen gegen die be¬
sitzenden Klassen und die Behörden arbeitet , wie die der
sozialdemokratischen Partei . Der kleinste Vorfall wird
in der übertriebensten Weise zur Hetze benützt . Erfolgt
eine Richtigstellung durch die Behörden , so druckt man sie
zwar ab , denkt aber : vor zwei oder drei Tagen hat unsere
Nachricht schon gewirkt, das Publikum , mit dem wir rech¬
nen , liest die Berichtigung doch nicht . Es mag ja manch¬
mal ein kleiner Teil oder vielleicht die Hälfte von dem ,
was Ihre Presse dieser Art bringt , wahr sein ; aber von
Ihrer Presse wird alles übertrieben , verallgemeinert und
möglichst zu aufhetzerischen Zwecken benützt .

Ich glaube , gerade durch die Form Ihres Vorgehens
tragen Sie nicht bei zur Hebung der unteren Klassen . In
einem Teil der sozialdemokratischen Presse werden ja auch
jetzt schon nützliche Dinge veröffentlicht, die den Zwecken
der Belehrung und Bildung dienen : Sie würden Ihren
Genossen inehr nützen , wenn Sie in dieser Weise das Aus¬
steigen zur höheren Kultur fördern , als wenn sie sich
aufs Hetzen verlegen. Vor einigen Wochen las ich in
einer Ihrer Zeitungen ein paar Zeilen , wo hintereinan¬
der sich Worte folgten , wie „schamlos , niederträchtig , un¬
verschämt " usw . Wenn Sie in dieser Weise die höhere
Kultur in die unteren Schichten tragen wollen , werden
Sie Ihr Ziel nicht erreichen . Es hat mich aber gefreut ,aus den Worten des Herrn Abg . Eichhorn, der überhaupt
sehr liebenswürdig gegen mich war (große Heiterkeit) ,
zu hören , er betrachte es als einen Vorwurf , daß man
Agitation in dieser Weise betreibe. Ich hoffe , er wird
seinen großen Einfluß auf die Partei darauf verwenden,
daß sie in Zukunft mehr den Anforderungen der höhe¬
ren Kultur entspricht .

Nun habe ich noch drei weitere Punkte zu besprechen .Der Herr Abg . Eichhorn hat heute wieder gefragt , wie
sich die Regierung zur Frage der etwaigen Aufhebung
des Z 13 des Zolltarifs stellt . In dieser Beziehung habe
ich zu irgend einer weiteren Aeußerung keine Veranlas -
iung ; im Augenblick steht die Frage der Aufhebung dieses
Paragraphen nicht aus der Tagesordnung , und die Regie¬
rung hat daher keinen Anlaß , sich im voraus zu binden .Was mich Persönlich anbelangt , habe ich auch in einer trü¬beren Sitzung bereits kurz ausgesprochen und kann den
Herrn Abg . Eichhorn nur bitten , dies nachzulesen , fallser es nicht mehr in der Erinnerung hat .

Der Herr Abg . Eichhorn hat sodann gesagt, ich habe die
Erste Kammer neulich in der Versassungskommission als
ausschließliche Qualitätsvertretung bezeichnet . Das habe
ich aber nicht gesagt , sondern auf die Anfrage , ob nicht
auch Arbeitervertreter in die Erste Kammer zu wählensein würden , habe ich als meine persönliche Auffassung
bezeichnet , es werde die Verstärkung der Ersten Kammer
durch Mitglieder , die von Arbeitervertretungen zu wählenwären , dem Charakter der Ersten Kammer nicht ent¬
sprechen ; denn hier sollen die im geistigen und wirtschaft¬
lichen Leben des Volkes führenden Elemente vertreten
sein , denen beim allgemeinen , gleichen , direkten Wahlrechteine ihrer Bedeutung entsprechende Stellung nicht von
vornherein gewährleistet werde . Die Arbeiter , die großen
Massen , haben bei Einführung des allgemeinen , direkten
Wahlrechts die sicherste Garantie , im Landtag ausreichendvertreten zu sein, nicht so die führenden Klassen ; es liegtdaher keine Veranlassung vor , ein derartiges Vorrecht auchfür die Arbeiter in Aussicht zu nehmen.

Endlich ist der Herr Abg . Eichhorn wieder auf die
Tätigkeit des Amtmann Arnsperger bei der Wahlver¬
sammlung in Zeuthern zurückgekommen ; er hat von
neuem hervorgeboben , die Amtmänner sollten überhaupt

bei den Wahlen nicht tätig werden und bemerkt , der
Amtmann Arnsperger habe in Zeuthern eine Tätigkeit
entfaltet, die mit einer pflichtgemäßen Amtsführung nicht
im Einklang stehe . Herr Eichhorn hat damit vielleicht
von muem andeuten wollen , daß der Amtmann Arn perger
sich bei der Verabreichung von Freibier beteiligt habe .
Sie nicken dazu . Dann erlaube ich wir , einen Be¬
richt des Bezirksamts Bruchsal hierüber vorzulesen :
„ Aus diesem si-wie dem ganzen Sachverhalt möge hochge -
sälligst entnommen werden , daß die Behauptungen der
beiden Abgg . Eichlvm und Kopf direkt unwahr und
erfunden sind, hervorgerufen vielleicht mit durch den
Aerger über den ihren Parteien gerade in Zeuthern nicht
günstigen Ausfall der Wahl.

Ich kann unter E d erklären , daß ich von der ganzen
Freidierangelkgenheit bis zu dem Artikel im „ Bvlksfreund "
nichts wußte un ) daß ich mich ebenwwenig an der
Spendung oder bem Genuß von Freibier in Zeuthern
oder an einem andcien Orte zn irgend w° lcher Zeit be¬
teiligt habe .

"

Abg . Klein : Die Ausführungen des Abg . Eichhorn
über die Sozialdemokratie hat der Herr Minister ss tref¬
fend beantwortet , daß ich dein nur von ganzem Her¬
zen beistimmen kann. Der Abg . Eichhorn hat wieder
lange Ausführungen über den Zolltarif gemacht . Was
haben wir denn damit zu tun ?

Ich will nur die Frage der Kreisverfassung berühren .
Die Wiederherstellung der alten Kreisverfassung würde
eine unheilvolle Maßregel sein . Die Selbstverwaltung
würde vollständig aufgehoben werden. Ich stehe da auf
dem gleichen Standpunkt , wie die Abg . Wilckens ,
Pfefferle u . a . Zu meiner nicht großen Freude habe ick)
gesehen , daß der Herr Minister sich für diese Frage
lebhaft interessiert. Ich möchte ihn doch bitten , diese
Frage nach allen Richtungen gründlich zu prüfen . Man
hat über die Kleinheit der Kreise geklagt. Das war aber
gerade ihr Vorteil . Da wird alles aus persönlicher
Kenntnis heraus nach dem Augenschein , nicht nach den
Akten erledigt . Wenn man die kleinen Kreise wieder zu
größeren zusammenschmieden wollte , so würde eine Kol¬
lision der Interessen eintreten . Man hat gemeint, daß
allerdings manche Kreise und Personen der Neneinteilnng
nicht sehr wohlwollend gegenüberstehen . Der Herr Mini¬
ster hat von Leuten gesprochen, die in der Kreisversamm¬
lung tätig sind. Die würden es übel nehmen, wenn sw
kalt gestellt würden . Davor braucht der Herr Mini ' tec
keine Angst zu haben . Die Männer werden sagen : Wir
werden uns ruhig znrückziehen , um andern Platz m
machen . Anders die kleinen Städte . Denen kann ich es
nicht verdenken , wenn sie ihre Eigenschaft als KreisbauM -
stadt behalten wollen .

Ter Herr Minister hat mit eigentümlicher Kürze die
Kreisversammlungen erwähnt . Er hat gesagt : Die
Kreisversammlung kommt auch einmal im Jahre ni-
sammen"

. Den Nachsatz kenne ich nicht . Ich denke mir ,der Nachsatz sollte lauten : „ um recht fidel zu sein " .Aber da kann man auch etwas arbeiten . Vor zu großen
Ausgaben braucht man sich nicht zu fürchten . Der
Kreis Mosbach ist sehr sparsam . Herr Geh . Rat Glöckner
kann mir bezeugen , daß er neulich , als er das Konferenz¬
zimmer des Kreisausschusses in Krautbeim sah . gesagt
hat : „ Eine so Primitive Einrichtung habe ich aber noch
nicht gesehen" .

Bei einer Verminderung der Zahl der Kreise werden
sich die Verhältnisse ganz anders gestalten, als inan jetzt
glaubt . Es gibt ein viel einfacheres Mittel , den jetzt
vorhandenen Mißständen abzuhelfen, man gebe den Krei¬
sen , die in der Fürsorge für die Wege etwas zu viel getan
haben, d . h . zu viel nach den Verhältnissen ihres Geld¬
beutels , das , was sie stets verlangt haben. Ich möchte
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den Herrn Minister nur bitten , von dem Gedanken einer
Verringerung der Zahl der Kreise abzustehen ; er
würde dadurch nichts gutes schaffen . Vielmehr möge man
an unserer altbewährten Kreisverfassung festhalten, und
wenn ich als ein Mann , der auf diesem Gebiete auf eine
reiche Erfahrung zurückblicken kann, mit meinen wenigen
Worten etwas dazu beigetragen habe, den Herrn Minister
zu bestimmen, daß er von der geplanten Abänderung ab -
steht , dann würde mich das mit großer Genugtuung er¬
füllen .

Abg . Kopf : Ich will zunächst eine Bemerkung Persön¬
licher Art machen . Der Herr Minister hat soeben eine
Aeutzerung des Bezirksamts Bruchsal verlesen . Es ist
darin die Rede davon , daß diese Behauptung vielleicht
hervorgerufen sei durch den Aerger des Zentrums dar¬
über , daß in Zeuthern liberal gewählt wurde . Ich mußdies als eine Angehörigkeit zurückweisen und sogleich zur
Richtigstellung sagen , daß ich gar nicht behauptet habe ,daß der Amtmann Bier bezahlt habe. Ter Abg . Eich¬
horn hat zuerst eine derartige Behauptung aufgestellt und
ich habe ihn mißverstanden . Daß mein Mißverständnis
nicht von ungefähr kam , das geht daraus hervor , daß
auch der Herr Minister auf die Zache eingegangen ist und
in seiner ersten Rede gesagt hat , wenn ein Amtmann Bier
bezahle , dann sei es nicht so schlimm . Ich habe aber aus¬
drücklich gesagt : Vorausgesetzt, daß die Tatsache wahr ist,müßte ich sagen, daß es eine große Angehörigkeit sei. Ich
habe diese Sache zur Sprache gebracht , da die Antwort sei¬tens des Herrn Ministers nach jeder Richtung hin mir ver¬
fehlt schien . Wenn die Sache so liegt , wie das Bezirksamt
Bruchsal berichtet, dann fällt meine Voraussetzung hin¬
weg , dagegen die Bemerkung , die gegen die Ministerbank
gerichtet war , entfällt nicht , denn der Herr Minister hätte
sich anders äußern müssen über die Sache.

Dem Abg. Obkircher ist es scheints während der letzten
Tage zu ruhig zugegangen . Er findet , daß das Zentrum
gewissen prinzipiellen Punkten ausgewichen sei . Das
Ausweichen- ist nicht unsere Sache, und ich glaube , wir
haben in einer 30jührigen Vergangenheit bewiesen , daßwir keine Leisetreter sind , und die jetzigen Landtagsver¬
handlungen werden noch beweisen , daß wir mit der alten
Entschiedenheit unsere Forderungen zu verteidigen wissen.Er hat gemeint , das Zentrum sei eine sehnsüchtige Jung¬frau , die darauf ausgehe , den Bräutigam zu umwerben,den Abg . Schmidt hat er „ Gretchen" genannt . Aus der
Art , wie er es vorgetragen hat , durste man entnehmen,daß das Zentrum noch in den Jahren ist , wo die Jung¬frau noch umworben wird , und ich habe gemerkt , daß ausleinen Worten die pure Angst herausgeklungen hat . Ertraut uns noch erhebliche Werbekraft zu . Dieses Kom¬
pliment kann ich niit Dank annehmen . Ich kann mir aber
nicht versagen auszusprechen, daß die nat . -lib . Partei sich
auch gefallen lassen niuß , wenn ich sie mit einer Jungfrau
vergleiche . Ich muß sagen , daß sie eine ältere , abgestandene
sitzengcbliebene Jungfrau ist, und es kommt mir vor , daßes ihr geht, wie es den älteren Jungfrauen zu gehen
Pflegt, daß sie zänkisch, mißtrauisch, neidisch und bissigwerden. (Heiterkeit .)

Was das Umwerben der Regierung betrifft , so hat der
Abg . Obkircher das Zentrum falsch taxiert . Darüber habenwir nie einen Zweifel gelassen , daß es uns nicht darum
zu tun ist , die Regierungsstühle durch irgend welche uns
nahestehenden Parteigen . besetzen zu lassen . Unser früherer
Parteiführer Wacker hat ausdrücklich gesagt, daß er es
für das größte Unglück betrachten würde , wenn einige
Abgeordnete unserer Partei in die Regierung berufenwürden . Bei den Nationalliberalen ist es freilich anders
gewesen . Ich glaube , sowohl mein Kollege Fehrenback.als ich haben mit genügender Deutlichkeit auf die Zahlen

bei der Reichstagswahl in dein Sinne hingewiesen, daß
daraus zu folgern ist , daß die Regierung bei unseren der¬
zeitigen Parteiverhältnissen sich nicht auf eine einzelne
Partei stützen kann, weil jede Partei eine Minderheit
ist . Ich habe schon gesagt, daß diese Bescheidenheit bei
den Nationalliberalen allerdings nicht vorhanden war.
Wir haben ja auch Zeiten gehabt , wo Sie einen eigent -
lichen Parlamentarismus einzuführen bestrebt waren , wo
Sie verschnupft waren , daß der oder jener bei der Beset¬
zung eines Ministerpostens umgangen wurde . Ich weise
nur hin auf die Schriften von Bluntschli und Baum¬
gartner . Selbstloser als unsere Partei kann man nicht
sein , denn wir wollen nicht , daß die Regierung sich auf
uns stützt, sondern daß sie objektiv über den Parteien
steht . Ich darf die Nationalliberalen auch daran er¬
innern , daß Mitglieder dieser Partei früher mit dem
Fürsten Bismarck immer unter der Bedingung verhan¬
delt haben , daß der oder jener in das Ministerium komme .
Uns trifft der Vorwurf des Parteiegoismus in keiner
Weise . (Beifall im Zentrum .)

Die Forderung des Abg. Obkircher , daß die Regie¬
rung sich einer Partei anschließen müsse , ist der Ausfluß
der Bescheidenheit , die wir von seiten der nationallibcra -
len Partei von jeher gewöhnt sind , der Partei , die sich
auch in der Presse von jeher als die Pächterin von Bildung
und Besitz hinstellt. Sie haben sich im öffentlichen
Leben als bevorrechtigte Kaste in den 70er Jahren auf¬
gespielt, und wer alt genug ist , um sich jener Zeit zu er¬
innern , der weiß, daß es keinen schlimmeren Terroris¬
mus gab, als den danialigen , wo die Regierung mit den
Nationalliberalen ein Herz und eine Seele war .

Der Abg . Obkircher hat ferner gemeint , durch das Zen¬
trum sei die fortschrittliche Richtung im Staatsleben ge¬
fährdet . Wenn man zurückblickt, so weiß man , daß
die nationallibcrale ' Partei es gewesen ist , die sich immer
gegen die Einführung des direkten Wahlrechts gesträubt
hat , später hat sie sich auf Kautelen verlegt und darin die
merkwürdigsten Variationen erfunden .

Wie es weiter gehen wird , davon haben wir ja heute
eine Ahnung bekommen . Man kann sich auf Verschie¬
denerlei in dieser Beziehung noch gefaßt machen . (Zurni :
Sehr pnchtig !) Gerade die von dem Abg . Obkircher an¬
gezogenen Vorgänge in Bayern sprechen eine beredte
Sprache . Mit dem Fortschritt auf Ihrer Seite (zu den
Nationalliberalen ) ist es eine eigene Sache . Sie sind noch
heute nicht innerlich bei dem direkten Wahlrecht (Wider¬
spruch bei den Nationalliberalen ) . Das Beispiel in Bayern
wenigstens ist sehr verdächtig. (Abg . Obkircher : Tort
ist es gerade umgekehrt !) Und wo ist sodann in der Ge-
meindegesehgcbung der von Ihnen gerühmte maßvolle
Fortschritt ? Was von Ihrer Seite hier alles verschlech¬
tert wurde, das haben wir in den letzten Jahren — vis
jetzt nur zum Teil — wieder gut gemacht . Ihre Haltung
gegenüber den kirchlichen Forderungen ist geradezu ein
Denkmal für Ihre eigene Intoleranz . Wir wollen, daß
die Regierung Gebrauch mache von dem Recht , Ordens¬
niederlassungen zu gestatten , einem Recht , das ihr durch
das Gesetz vom Jahre 1860 eingeräumt ist und von dem
sie sicherlich auch schon Gebrauch gemacht hätte , wenn sie
nicht bisher durch Ihre lauten u . füllen Proteste abgehal¬
ten worden wäre . Ist das Verlangen nach Klöstern nicht
eine wahrhaft freiheitliche Forderung ? Denken Sie doch
an Preußen , an die Schweiz und so ziemlich alle anderen
Kulturstaten ! Ist es nicht ein Gebot der natürlichen Frei¬
heit , jeden nach seiner Fa <;on selig werden zu lassen , und in
einem Lande , in dem man Anarchisten ungehindert leben
läßt , zu gestatten , daß sich Leute auch in Klöstern zu-
sammentnn können? Das ist nichts weiter , als die
Gleichheit aller vor dem Gesetz . Und wie verhält rS sich
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mit dem Fortschritt auf den sonstigen kirchlichen Gebieten ?
Sie haben uns seinerzeit die Missionen verboten , obwohl
man die von Basel ausgehenden , evangelischen Missionen
nicht beanstandet hat und obschon es nichts weiter , als ein
Ausfluß der Kulturfreiheit war , was wir verlang¬
ten . Sie haben ferner die Knabenseminare aufgehoben ,
obgleich diese eine Notwendigkeit sind , und wir sie ja
auch für andere Stände , z . B . die Lehrer , haben . Ich er¬
innere ferner daran , daß man es für nötig gefunden hat ,
seinerzeit unter Ihrem Beifall einen besonderen Eid von
unserem Bischof zu verlängert , den er nicht leisten konnte
und nicht leisten wollte . Man hat darauf hin unseren
Geistlichen die Staatsdotation auf Jahre hinaus entzogen,
den evangelischen Geistlichen aber weiter gewährt . Sie
haben endlich das Examengesetz gemacht , bei dessen Ab¬
schaffung nachher Lamey, einer der Ihrigen , hat mit -

, wirken müssen . Alles das weist darauf hin , daß überall
da , wo eine wahrhaft freiheitliche Forderung gestelltwurde, w ir sie auch energisch verfochten haben , währendSie , die Nationalliberalen , einer Reihe unfreiheitlicher u .reaktionärer Maßnahmen zur Durchführung verhalfen .

Der Nbg . Obkircher hat unsere Forderungen mit kirch¬
lichen Machtansprüchen identifiziert . Es iväre mir lieber
gewesen, wenn er diese einzelnen Machtansprüche näher
bezeichnet hätte . Blicken Sie doch hin auf den Reichstag ,wo das Zentrum die stärkste Partei ist . Nie hat eine
Partei eine selbstlosere Politik getrieben , als das Zen¬trum im Reichstag, ohne dafür Gegenleistungen zu ver¬
langen , obgleich das Zentrum auch seitens der Reichs¬
regierung auf manchen Gebieten — ich erinnere nur an
das Jesuitengesetz — wenig rücksichtsvoll behandelt wird .Wir wollen weiter nichts , als gleiches Licht und gleiche
Luft auch für uns . (Beifall beim Zentrum .)

Der Abg . Obkircher hat weiter darauf hingewiesen,
nicht alle Katholiken seien für unsere letzten Ziele . Wir
hätten unter unseren Wählern eine Anzahl Mitläufer .
Darauf sage ich : es ist allerdings eine Tatsache, daß von
Hause aus — namentlich im Oberland — manche Katho¬liken liberal gewesen sein mögen . Von Jahr zu Jahr , von

Mahl zu Wahl gehen aber diese niehr und mehr in un¬
ser Lager über , weil Ihr intolleranter Geist ihnen zu weit
geht , und weil sie gefühlt haben , daß Ihr Endziel darauf
gerichtet ist, die positiv Gläubigen , die christliche Weltan¬
schauung zurückzudrängen. (Beifall beini Zentrum .
Widerspruch bei den Nationalliberalen . ) Vergessen Sie
nicht, daß gerade unter Ihnen verschiedene Männer die
kirchenpolit . Anschauungen Ihrer Partei nicht billigen .Ich nenne nur die Namen Winterer , von Neubronn undMüller -Welschingen . Winterer war es insbesondere , derdas Wort geprägt hat , das zündete, daß die Katholiken
nicht gesonnen seien , auf die Dauer sich als Staatsbürgerzweiter Klasse behandeln zu lassen . Das war an Ihre
Adresse gerichtet . Das Wort von den Mitläufern uns ge¬genüber weise ich deshalb zurück . Sie (zu den National¬liberalen) haben noch viele Mitläufer , die Ihre letztenZiele in kirchenpolitischer Beziehung ganz und gar miß¬billigen.

Der Abg . Obkircher hat sodann von einem Gewissens-druck gesprochen , der das Ziel unserer Herrschaft sei . Auchdas mutz ich auf das Entschiedenste zurückweisen . Erhätte Beispiele bringen sollen für seine Behauptung . Das
Beispiel eines Geistlichen beweist uns nichts. Ich er¬innere mich noch daran , welcher Gewissensdruck von An¬
gehörigen Ihrer Partei geübt wurde , als z . B . in den 70erJahren Bahnarbeiter vom Bahnmeister zur Wahl ge¬trieben wurden .

, Ter Abg . Obkircher kam weiter namentlich aui den
Beichtstuhl und den Mißbrauch , der damit getriebenwürde, zu sprechen . Er hat einen Fall namhaft gemacht,

wo ein Pfarrer im Beichtstuhl Fragen politischer Art ge¬stellt haben soll . Einstweilen liegen ja nur einseitige Be¬
hauptungen vor . Wir stehen aber nicht an , schon heute zuerklären , daß, wenn etwas derartiges Vorkommen
sollte, es von uns und auch von der kirchlichen Behörde
entschieden mißbilligt wird . Aus dem einen Fall abereine so kolossale Anklage gegen uns zu schmieden , das
scheint mir doch der Gerechtigkeit , die man von einem Ju¬risten verlangen muß , zu widersprechen .

Der Abg . Obkircher hat den Herrn Erzbischof in die De¬batte gezogen und gesagt , daß er selbst unzulässige Agi¬tation betrieben habe. Ich will doch diese Stelle in derRede des Herrn Erzbischofs verlesen (Redner verliest sie) .An dieser Stelle ist rein gar nichts auszusetzen . Der HerrErzbischof sagt kurz und klar : Der Katholik soll überallim Leben auch als Katholik austreten . Er soll nötigen¬falls auch im öffentlichen Leben mit dem Stimmzettel fürdie christliche Weltanschauung eintreten . Das wird dochein Erzbischof in einem überwiegend christlichen Staatsagen dürfen , es ist sogar seine Pflicht, es zu sagen . Derganze Mensch , der Charakter , kann nicht in der Kirchebeten und auf der Straße das bekämpfen , was er in derKirche verehrt . Der Mann muß ans einem Guß fein.Wenn er von seinem Christentum durchdrungen ist , wird erseine Anschauungen überall dokumentieren. (Beifall imZentruni .)
Im Fall Schwarz hat der Abg . Obkircher gemeint , es seiniemand beleidigt worden. Das Sakrament habe ja nichtbeleidigt werden können . Jedenfalls habe das Schwur¬gerichtsurteil nicht zu politischen Zwecken verwendet wer¬den dürfen . Wenn der Abg . Obkircher von dem zeitlichenZusammenhang zwischen den Sühneandachten und denWahlen gesprochen hat , so heißt dies einfach , daß der Erz¬bischof die Sühneandachten nur im Hinblick auf die be¬vorstehenden Wahlen angeordnet habe . Dies ist eineschwere Beleidigung unseres Kirchenfürsten. Der HerrErzbischof ist gewiß unserer Wahlsache sehr fremd gegen¬über gestanden. Es ist eine starke Leistung , wenn manihm unterstellen will, daß er den kirchlichen Akt zurErzielung besserer Wahlen vorgenoinmen habe. Ichweise dies mit Entrüstung zurück. Der Sühnegottesdienstwar von rein kirchlichen Gesichtspunkten aus sehr berech¬tigt . Der Abg . Obkircher hat selbst über das Urteil derGeschworenen in einer Weise gesprochen , die beweist , daßer nicht damit zufrieden war . Das katholische Volk wardarüber bis ins innerste Mark erschüttert und entrüstet .Wir gehen beängstigenden Zuständen entgegen.

Der Abg. Obkircher hat eine Reihe anderer Dinge er¬wähnt , die die angebliche Mißbräuche beweisen sollen .Auf das einzelne kann ich nicht eingehen. Für den Ka¬tholiken folgt aus seiner katholischen Ueberzeugung , daßer sie auch im öffentlichen Leben betätigen muß . Auchvon Ihrer Seite wird in Wahlversammlungen von derfreien Wissenschaft gesprochen und eine der unfern ent¬gegengesetzte Weltanschauung proklamiert , und wir ver¬wahren uns nicht dagegen.
Der Abg. Obkircher hat auch auf seine eigene Partei eingroßes Loblied gesungen: Die Liberalen hätten immerblanke Waffen geführt , das könne man von uns nichtsagen. Wenn man im Glashaus sitzt , soll man nicht mitSteinen werfen. Die Spatzen pfeifen es ja auf denDächern, daß gerade die Nationalliberalen zurzeit , als sictonangebend waren , nichts weniger als maßvoll ge-

wirtschaftet haben. Das war Terrorismus und Wahl -
ryrannei . Ich bin nicht so einfältig , zu sagen, bei unspassiert gar nichts . Ich gebe zu , daß Mißgriffe zweifellosauch bei uns da und dort gemacht werden . Auch wirwünschen , daß die Wahlagitation sachlich geführt werde.
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Bezüglich der Verfassungsfrage hat Obkircher hervor-
gehoben , daß in Bayern das Zentrum im Unrecht sei.
Das Gegenteil ist richtig . Dort hat man sich vor zwei
Jahren über 14 Punfte geeinigt . Man hat gemeint , es
gehe alles flott von statten . Jetzt im letzten Augenblick
versteifen sich die Nationalliberalen auf zwei Punkte ;
erstens auf die relative Mehrheit . Daran will das Zen¬
trum das Gesetz nicht scheitern lassen . Bleibt den Libe¬
ralen nur die Wahlkreiseinteilung . Dies ist aber ein
ganz fadenscheiniger Grund . Sogar der liberale Mini¬
ster v . Feilitzsch hat die alte Wahlkreiseinteilung fallen
lassen , weil er anerkennen muß , daß sie durch und durch
ungerecht ist . Nach Ausfall der Stimmen der letzten
Wahl hätten die Liberalen noch 27 Abgeordnete bekom¬
men können . Sie haben aber 43 . Die Wahlkreise sind
ihnen geradezu auf den Leib geschnitten . Es ist ein offe¬
nes Geheimnis , daß die Liberalen diese Schwierigkeit nur
heraufbeschworen haben , weil sie wissen , daß sie sonst
schlecht abschneiden werden . Von den Sozialdemokraten
wurde mir zugerufen , daß die Liberalen überhaupt ver¬
loren seien . Wenn wir aber anerkannt haben, daß die
Wahlrechtsvorlage immerhin besser geworden ist , so kann
man daraus nicht schließen , daß wir nun Rechte der Volks¬
vertretung preisgeben . Es wird gut sein , wenn Sie (zu
den Nationalliberalen ) der Aeußerung des Abg . Wilckens ,
daß die Regierung Entgegenkommen gezeigt habe , und bei
weiterem Entgegenkommen auch etwas zustande kommen
werde, eingedenk bleiben, und auch wir werden uns nach
dieser Richtung hin finden lassen ; es wird dies besser sein ,
als wenn unter dem Einfluß der Jungliberalen ein Votum
zustande kommen wird , ähnlich wie in Bayern (Wider-
spruch bei den Nationalliberalen ) .

Der Abg . Obkircher hat die Verwaltungsbeamten ge¬
streift ; was er sagte, kam darauf hinaus , daß nur Na¬
tionalliberale Verwaltungsbeamten werden können .
Ich glaube , mit diesen Theorien werden Sie beim Volk
keine Geschäfte mehr machen . Wir wissen ja , daß Sie sich
beunruhigt fühlen , seit Sie nicht mehr die Mehrheit im
Hause haben . Ueber solche Wünsche geht die Zeit un¬
barmherzig hinweg . Der Abg. Wilckens hat letzthin die
wesentlich milder lautende Aeußerung getan , es könnten
nur diejenigen Verwaltungsbeamten werden, die den
Staatsgedanken Hochhalten . Dagegen kann man nichts
sagen : daß man aber von dem Verwaltungsbeamten
etwa verlangen will , daß er die Politik der Regierung
soweit unterstützen müsse , daß er , wenn ihm auf irgend
einem Gebiete eine Aenderung wünschenswert erscheine ,

mit dieser Ueberzeugung zurückhalten müsse , das geht doch
zu weit . Es ist ganz gut , daß der Abg . Obkircher ge¬
sagt hat , daß Zentrumsangehörige , die bereit sind , dem
Staate zu geben , was des Staates ist , nicht in die Ver¬
waltung gehören. Er hat damit nur gesagt, daß er das
alte Parteiregiment , wonach nur Angehörige der natio¬
nalliberalen Partei für den Verwaltungsdienst geeignet
sind , aufrecht erhalten wissen will . Die Zeiten aber , wo
der Amtsvorstand den ersten Platz in der nationallibera¬
len Wahlchaise einnahm , sind vom Volk gebührend ge¬
würdigt worden , denn trotz der Mitwirkung der Amt¬
männer hat die nationalliberale Partei keine bessere Ge¬
schäfte gemacht . Das Volk hat sich eben gesagt, daß der
Amtmann für alle ohne Unterschied der Partei da ist und
nicht einer Partei allein dienen darf ; und wenn die Ver¬
waltung heute weniger als sonst zu Tadel Anlaß gibt, so
kommt dies daher , daß das Volk das Empfinden hat , daß
die Amtmänner unparteiisch und gerecht ihres Amtes
walten . Gerade angesichts des Wahlergebnisses wird die
Regierung allen Anlaß haben , dafür zu sorgen, daß der
Amtmann in Zukunft nicht den Wahlagitator spielt.

Der Abg . Obkircher hat am Schlüsse seiner Rede noch
einen Appell an die Großh . Regierung gerichtet und sie
gewarnt , das Beispiel von Bayern nachzuahmen, wo die
Regierung einen Kniefall vor dem Zentrum gemacht habe.
Ich möchte die Regierung auch warnen , aber in anderem
Sinne . Das Volk ist des Parteiregiments müde und es
würde sich mit aller Macht dagegen wehren , daß die Re¬
gierung sich auf die Krücken einer so schwachen Partei , wie
der nationalliberalen Partei , stützt, die es nicht einmal
zur absoluten Majorität gebracht hat . (Lautes Bravo
beim Zentrum .)

Die Beratung wird hier abgebrochen .

Präsident Or . Gönner teilt sodann mit , daß die Kom¬
mission zur Beratung des Biersteuerentwurfes sich konsti¬
tuiert und zu ihrem Vorsitzenden den Abg . Kriechle ,
zum Berichterstatter den Abg . Blümmel ernannt habe,
sowie , daß 1 . die Petition der Gemeinderäte Legelshurst,
Zierolshofen und Sand , um Errichtung einer Güterstation
in Legelshurst , und 2 . die Petition des Stadtrats Offen¬
burg , sowie der Gemeinderäte Griesheim , Sand und Mill¬
statt um Erbauung einer Bahn von Offenburg nach Kehl
bezw . Kork von der Kommission für Straßen und Eisen¬
bahnen an die Budgetkommission überwiesen worden sei .

Schluß der Sitzung 8V « Uhr abends .

Berantwortltch für den Bericht über dt» Verhandlungen der Zweiten Kammer: vr . Karl Schweickert .
Druck und Verlag der » . Brauschen Hofbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .
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